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Bestätigungsvermerk 

An die Entsorgungsbetriebe Essen GmbH, Essen 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Entsorgungsbetriebe Essen GmbH, Essen, - 

bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlust-

rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie 

dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Entsorgungs-

betriebe Essen GmbH, Essen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum  

31. Dezember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen  

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafts-

vertrages und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 

31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom  

1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 

Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
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Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 

und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 

Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungs-

vermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 

Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 

Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 

die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 

dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den 

Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-

abschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafts-

vertrages in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahres-

abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 

gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 

als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 

ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 

dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-

tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 

Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 

anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage  

des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit  

zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 

entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 

Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 

Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
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und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-

lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 

die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 

Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 

ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 

Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-

abschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 

dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesent-

lichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 

Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 

resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 

von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine 

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher 

Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 

Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 

ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 

zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende 

wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, 

dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht 

aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 

Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses 

relevanten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts 

relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 

planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit  

dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der 

Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 

den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 

zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-

führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 

Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 

Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an  

der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 

dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 

zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 

Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 

jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 

mehr fortführen kann. 
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 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses ins-

gesamt einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass  

der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der 

Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern 

dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 

ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-

besondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 

Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 

die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 

Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 

Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es 

besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 

wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 

geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-

feststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, 

die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Essen, den 5. Juni 2026 

RST HANSA GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

Zabel   Dr. Pütz 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 

11175mstahl
Siegel



Anlage 1

Entsorgungsbetriebe Essen GmbH, Essen

Bilanz zum 31. Dezember 2025

AKTIVA 31.12.2024 PASSIVA 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Gezeichnetes Kapital 10.200.000,00 10.200.000,00

Entgeltlich erworbene gewerbliche Schutzrechte und II. Kapitalrücklage 1.505.070,68 1.505.070,68

ähnliche Werte und Rechte 68.937,10 55.597,47

III. Jahresüberschuss 7.000.400,65 6.248.872,76

II. Sachanlagen

18.705.471,33 17.953.943,44

1. Grundstücke und Bauten 18.910.444,43 19.568.226,72
2. Fuhrpark 20.716.846,21 17.916.553,86 B. Sonderposten für Investitionszuschüsse 506.922,16 509.950,05

3. Container, Mulden und Abfallbehälter 572.162,54 471.469,08

4. Technische Anlagen und Maschinen 7,00 1.726,53 C. Rückstellungen

5. Andere Ankagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.261.693,95 2.296.324,43

6. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 2.694.782,08 1.471.497,17 1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 13.471,96 76.945,96

2. Steuerrückstellungen 445.560,71 0,00

45.155.936,21 41.725.797,79 3. Sonstige Rückstellungen 7.987.275,83 8.879.108,81

III. Finanzanlagen 8.446.308,50 8.956.054,77

Anteile an verbundenen Unternehmen 1.240.309,53 1.240.309,53 D. Verbindlichkeiten

46.465.182,84 43.021.704,79 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 9.073.411,13 6.488.014,11

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 11.774.371,63 5.231.582,51
B. Umlaufvermögen 3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 1.019.599,72 1.646.811,82

4. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 2.036.589,76 4.356.082,32
I. Vorräte 5. Sonstige Verbindlichkeiten 9.376.013,32 12.854.805,29

davon aus Steuern:

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 993.458,38 908.369,24 EUR 65.748,04 (Vorjahr: EUR 2.581.383,49)

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 33.279.985,56 30.577.296,05

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 3.147.539,69 3.997.277,66

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 3.525.218,92 4.373.444,97

3. Forderungen gegen Gesellschafter 5.369.853,19 1.758.650,51

4. Sonstige Vermögensgegenstände 1.189.105,97 3.722.950,21

13.231.717,77 13.852.323,35

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 133.481,62 116.934,08

14.358.657,77 14.877.626,67

C. Rechnungsabgrenzungsposten 114.846,94 97.912,85

60.938.687,55 57.997.244,31

60.938.687,55 57.997.244,31



Anlage 2

Entsorgungsbetriebe Essen GmbH, Essen

Gewinn- und Verlustrechnung für 2025

2024

EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 121.606.552,62 115.804.957,79

2. Sonstige betriebliche Erträge 2.098.284,91 2.480.915,60

123.704.837,53 118.285.873,39

3. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffe und für bezogene Waren 4.947.121,65 5.276.903,97

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 25.705.657,44 24.857.630,15

30.652.779,09 30.134.534,12

4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 51.434.852,09 50.044.067,07

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung 15.275.740,90 14.257.053,59

davon für Altersversorgung:

EUR 3.859.478,03 (Vorjahr: EUR 3.585.284,26)

66.710.592,99 64.301.120,66

5. Abschreibungen

auf immaterielle Vermögensgegenstände 

des Anlagevermögens und Sachanlagen 5.555.503,50 5.817.089,01

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 12.463.043,90 11.757.846,63

7. Erträge aus Beteiligungen

  davon aus verbundenen Unternehmen: 2.570.356,69 2.924.083,07

  EUR 2.570.356,69 (Vorjahr: EUR 2.924.083,07)

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 133.982,27 114.569,53

  davon Erträge aus der Abzinsung:

  EUR 36.107,46 (Vorjahr: EUR 39.446,14)

  davon aus verbundenen Unternehmen:

  EUR 49.552,97 (Vorjahr: EUR 73.131,45)

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 616.452,50 853.316,33

  davon Aufwendungen aus der Aufzinsung: 

  EUR 36.595,05 (Vorjahr: EUR 59.294,69)

  davon aus verbundenen Unternehmen:

  EUR 14.242,95 (Vorjahr: EUR 30.405,86)

2.087.886,46 2.185.336,27

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 3.203.127,57 1.995.124,25

11. Ergebnis nach Steuern 7.207.676,94 6.465.494,99

12 Sonstige Steuern 207.276,29 216.622,23

13. Jahresüberschuss 7.000.400,65 6.248.872,76
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Entsorgungsbetriebe Essen GmbH, Essen 
Anhang für das Geschäftsjahr 2025 
 

1.   Registerinformationen 

Die Entsorgungsbetriebe Essen GmbH (EBE GmbH) ist unter der Nummer HRB 13131 

mit Sitz in Essen im Handelsregister des Amtsgerichts Essen eingetragen. 

2.  Angaben zu Form und Darstellung von Bilanz bzw. Gewinn- und 
Verlustrechnung 

Der Jahresabschluss der EBE GmbH wurde nach den Vorschriften des Handels-

gesetzbuches und den ergänzenden Bestimmungen des GmbHG aufgestellt. 

Besonderheiten der Entsorgungswirtschaft sind in der Bilanz und Gewinn- und 

Verlustrechnung durch Erweiterung der Gliederung berücksichtigt. Es gelten die 

Vorschriften für große Kapitalgesellschaften.  

 

Die Gliederung der Bilanz erfolgt gemäß § 266 HGB, die Gliederung der Gewinn- und 

Verlustrechnung gemäß § 275 Abs. 2 HGB (Gesamtkostenverfahren). 

 

Im Bereich des Sachanlagevermögens sind zur Erhöhung der Klarheit und Über-

sichtlichkeit zusätzliche Posten aufgenommen worden. 

 

Die für einzelne Posten geforderten Zusatzangaben sind im Anhang erläutert. 

 
 
3. Erläuterungen zu Posten von Bilanz und Gewinn- und Verlust-

rechnung bzgl. Ausweis, Bilanzierung und Bewertung 
 
3.1 Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 
 
Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren im Wesentlichen unverändert die 

nachfolgenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden maßgebend.  

 

Erworbene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sind zu 

Anschaffungskosten bilanziert und werden, sofern sie der Abnutzung unterliegen, 

entsprechend ihrer Nutzungsdauer um planmäßige Abschreibungen nach der linearen 

Methode vermindert. 
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Die Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens sind zu Anschaffungskosten 

abzgl. Anschaffungskostenminderungen und zzgl. Anschaffungsnebenkosten angesetzt 

und, soweit abnutzbar, unter Verrechnung planmäßiger Abschreibungen bilanziert. Ab 

dem 1. Januar 2018 wird von dem Wahlrecht Gebrauch gemacht, die geringwertigen 

Wirtschaftsgüter bis zu einem Betrag von EUR 800,00 im Zugangsjahr aufwands-

wirksam zu verbuchen. Anschaffungen über EUR 800,00 werden über die betriebs-

gewöhnliche Nutzungsdauer abgeschrieben. 

 

Die Vorräte (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe) werden zu gleitenden Durchschnittspreisen 

bewertet. 

 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bilanziert. 

Erkennbare Risiken werden durch Wertberichtigungen berücksichtigt. 

 

Der Saldo aus passiven latenten Steuern in Höhe von TEUR 9 und aktiven latenten 

Steuern in Höhe von TEUR 470, die sich bei einem Steuersatz von 32,625 % aufgrund 

von temporären und quasi-permanenten Differenzen aus unterschiedlichen Wert- 

ansätzen in Handels- und Steuerbilanz bei Anlagevermögen und Rückstellungen 

ergeben, wurde entsprechend dem Wahlrecht des § 274 Abs. 1 S. 2 HGB nicht an-

gesetzt. Die Differenzen wurden mit dem unternehmensindividuellen Steuersatz im 

Zeitpunkt des Abbaus der Differenzen bewertet. Die Beträge der sich ergebenden 

Steuerentlastung wurden nicht abgezinst. 

 

Die Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen wurden nach der Projected Unit Credit-

Methode (PUC-Methode) unter Anwendung der „Richttafeln 2018 G“ von Prof. Dr. Klaus 

Heubeck ermittelt. Der Rechnungszins betrug 2,06 % (Vorjahr: 1,90 %).  

 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurden aufgrund  

des § 253 Abs. 2 S. 1 HGB pauschal mit dem von der Deutschen Bundesbank  

veröffentlichten durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 10 Jahre (Vorjahr:  

10 Jahre) abgezinst. Ferner wurde wie im Vorjahr ein Rententrend von 2 % berück-

sichtigt.  

 

Der Unterschiedsbetrag bei der Bewertung der Rückstellungen für Pensionen zwischen 

dem 10-Jahres-Durchschnittssatz und dem 7-Jahres-Durchschnittssatz nach § 253 

Abs. 6 HGB beläuft sich auf TEUR 1 (Vorjahr: TEUR 1) und unterliegt einer 

Ausschüttungssperre. Eine Ausschüttungssperre kommt jedoch nicht zur Anwendung, 

da die nach der Ausschüttung verbleibenden frei verfügbaren Rücklagen mindestens 

diesem Unterschiedsbetrag entsprechen. 
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Der Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen wurde gesondert auf der Passivseite der 

Bilanz zum Nennwert passiviert und nicht im Zusammenhang mit dem Anlagevermögen 

Anschaffungskosten mindernd berücksichtigt. Der Posten wird entsprechend der 

Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes analog der Abschreibung monatlich 

aufgelöst. 

 

Die für die Pensionen und ähnlichen Verpflichtungen bestehenden, zu Zeitwerten 

bewerteten verpfändeten Rückdeckungsversicherungen wurden in Höhe von TEUR 534 

(Vorjahr: TEUR 484)  mit den Rückstellungen für Pensionen und ähnlichen Ver-

pflichtungen (Erfüllungsbetrag) in Höhe von insgesamt TEUR 547 (Vorjahr: TEUR 561) 

saldiert.  

 

Die Rückstellungen für Altersteilzeitverpflichtungen und Jubiläumsverpflichtungen 

wurden nach der Projected Unit Credit-Methode unter Anwendung der „Richt-  

tafeln 2018 G“ von Prof. Dr. Klaus Heubeck ermittelt. Der Rechnungszins betrug 2,22 % 

(Vorjahr: 1,96 %) für die Jubiläumsrückstellung und 1,85 % (Vorjahr: 1,48 %) für die 

Altersteilzeitverpflichtungen. Ferner wurde für die Altersteilzeitverpflichtungen ein 

Gehaltstrend von 2 % (Vorjahr: 2 %) angesetzt. Durch Neueinschätzung der Alters- 

teilzeitverpflichtung ist die handelsrechtliche Bilanzierung für Aufstockungsleistungen für 

Verträge, die ab dem Beginn des Geschäftsjahres 2016 abgeschlossen worden sind, 

geändert worden. Seitdem werden Aufstockungsbeiträge als zusätzliche Entlohnung 

klassifiziert. 

 

Unter den sonstigen Rückstellungen und Steuerrückstellungen sind alle erkennbaren 

Risiken erfasst; sie werden mit den nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendigen Erfüllungsbeträgen bewertet.  

 

Die Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag passiviert.  

 
 
3.2 Angaben zu Posten der Bilanz 
 
Anlagevermögen 
 
Die Entwicklung des Anlagevermögens ist in der Anlage zu diesem Anhang dargestellt.  
 
 
Vorräte 
 
Der Posten Vorräte in Höhe von TEUR 994 (Vorjahr: TEUR 908) enthält im Wesent- 

lichen Ersatzteile, Betriebsmaterial, Schutzkleidung sowie Streumittel. Die Bestände 

werden im Rahmen einer permanenten Inventur ermittelt und automatisch auf den 

Stichtag fortgeschrieben.    
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Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 
Unter den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen von insgesamt TEUR 3.148 

(Vorjahr: TEUR 3.997)  sind  überwiegend  Leistungen  aus  dem  Transport  und  der 

Entsorgung bzw. der Verwertung von Abfällen ausgewiesen.   

 

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen über TEUR 3.525 (Vorjahr:  

TEUR 4.373) betreffen insbesondere die zwischen der EBE GmbH und der Tochter-

gesellschaft Entsorgungs- und Servicebetriebe Essen GmbH & Co. KG (ESBE) 

abgeschlossenen Dienstleistungsverträge des laufenden Liefer- und Leistungsverkehrs, 

sowie mit TEUR 2.570 das vereinnahmte Ergebnis der ESBE.   

 

Die Forderungen gegen Gesellschafter in Höhe von TEUR 5.370 (Vorjahr: TEUR 1.759) 

betreffen überwiegend die Forderung aus dem Cashpooling (TEUR 2.983) sowie 

Leistungen aus den kommunalen Verträgen (TEUR 2.387 u.a. Hausmüllentsorgung, 

Straßenreinigung, Grünflächen).   

 

Die sonstigen Vermögensgegenstände in Höhe von TEUR 1.189 (Vorjahr: TEUR 3.723) 

entfallen im Wesentlichen auf ein Wertpapierdepot für die Insolvenzabsicherung von 

Altersteilzeitansprüchen in Höhe von TEUR 676 (Vorjahr: TEUR 1.147) und Steuer-

erstattungsansprüche für Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag  

in Höhe von TEUR 415 (Vorjahr: TEUR 2.507). 

 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben eine Restlaufzeit von 

weniger als einem Jahr. 

 
 
Aktive Rechnungsabgrenzung 
 
Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten belaufen sich auf TEUR 115 (Vorjahr:  

TEUR 98) und betreffen Ausgaben, die Aufwendungen für einen bestimmten Zeitraum 

nach dem Bilanzstichtag darstellen.   

 

 

Eigenkapital 
 
Das Stammkapital beläuft sich unverändert auf TEUR 10.200. 
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Sonderposten für Investitionszuschüsse 
 
Der Sonderposten für Investitionszuschüsse beinhaltet Förderzuschüsse aus dem 

Bundeshaushalt in Höhe von TEUR 444 (Vorjahr: TEUR 510) für die Anschaffung eines 

wasserstoffgetriebenen Müllsammelfahrzeugs. Im Berichtsjahr sind aus dem Klima- und 

Transformationsfonds weitere Zuschüsse in Höhe von TEUR 63 für den Ausbau der 

Ladeinfrastruktur sowie für Elektrofahrzeuge gewährt worden. Der Verbrauch für das 

Wasserstofffahrzeug wie für die Ladeinfrastruktur beträgt 2025 TEUR 72.  

 

 

Rückstellungen 
 
Die Rückstellungen für Pensionen und für Altersteilzeit wurden nach der „Projected Unit 

Credit-Methode“ berechnet. Der Versorgungsanteil der Rückstellung ist im Personal- 

aufwand, der Zinsanteil im Finanzergebnis erfasst.   

 

Es wurden Steuerrückstellungen für Ertragsteueraufwendungen in Höhe von TEUR 446 

für das Berichtsjahr gebildet.  

 

Unter den sonstigen Rückstellungen in Höhe von TEUR 7.987 (Vorjahr: TEUR 8.879) 

sind neben  den Rückstellungen für Altersteilzeit (TEUR 989) im Wesentlichen Rück-

stellungen für Überstunden und Gleitzeitguthaben (TEUR 1.126), Urlaub (TEUR 733), 

ausstehende Eingangsrechnungen (TEUR 308), diverse Personalsachverhalte (TEUR 

590), arbeitsrechtliche Verfahren (TEUR 913), Jubiläumszuwendungen (TEUR 234) 

sowie Rückstellungen für Tantieme (TEUR 133) enthalten.   

  

Für die im Geschäftsjahr unterlassenen Instandhaltungsverpflichtungen gegenüber 

Dritten ist eine Rückstellung von insgesamt TEUR 1.793 passiviert worden. Diese setzt  

sich u.a. aus Instandhaltungsverpflichtungen aufgrund öffentlich-rechtlicher Ver-

pflichtungen für die Dusch- und Sanitärräume von TEUR 800 und für die Sanierung der 

Betonflächen der Lagerplätze an der Stauderstraße von TEUR 500 zusammen.   
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Verbindlichkeiten 
 
Es bestanden zum 31. Dezember 2025 folgende Verbindlichkeiten: 
 

Verbindlichkeitenspiegel 31.12.2025 Verbindlichkeitenspiegel 31.12.2024 

Restlauf-
zeiten 

TEUR bis 1 
Jahr 

1-5 
Jahre 

über 5 
Jahre 

Gesamt 
gesichert  

TEUR bis  
1 Jahr 

1-5 
Jahre 

über 5 
Jahre 

Verbindlich-
keiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 

9.073 1.953 5.906 1.214 6.874 6.488  5.676  812  0 

Verbindlich-
keiten aus 
Lieferungen 
und 
Leistungen 

11.774 11.774      0 0 0 5.231  5.231  0  0 

Verbindlich-
keiten 
gegenüber 
verbundenen 
Unternehmen 

1.020 1.020 0 0 0 1.647  1.647  0  0 

Verbindlich-
keiten 
gegenüber 
Gesellschafter 

2.037 2.037 0 0 0 4.356  4.356  0  0 

 

Sonstige 
Verbind-
lichkeiten 

9.376 2.698 6.678 0 9.308 12.855  6.885  5.970  0 

 
Gesamt 

33.280 19.482 12.584 1.214 16.182 30.577 23.795 6.782 0 

 
 
Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 
 
Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen sämtlich den 

Liefer- und Leistungsverkehr und resultieren überwiegend aus dem Liefer- und 

Leistungsverkehr sowie der Personalgestellung diverser Mitarbeiter von der Tochter-

gesellschaft ESBE. 

 
 
Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 
 
Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern (TEUR 2.037) setzen sich im 

Wesentlichen mit TEUR 884 aus der Erlösbeteiligung im Rahmen der Dualen Systeme 

gegenüber dem Gesellschafter Stadt Essen sowie weiteren Verbindlichkeiten aus dem 

Liefer- und Leistungsverkehr mit der Stadt Essen und dem Gesellschafter REMONDIS 

zusammen.   
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Sonstige Verbindlichkeiten 
 
Die sonstigen Verbindlichkeiten in Höhe von TEUR 9.376 (Vorjahr: TEUR 12.855) 

bestehen im Wesentlichen aus Mietkäufen bei Leasinggesellschaften in Höhe von 

insgesamt TEUR 9.308 (Vorjahr: TEUR 10.267) und beinhalten Verbindlichkeiten aus 

Steuern in Höhe von TEUR 66 (Vorjahr: TEUR 2.581). Die deutliche Reduzierung im 

Vergleich zum Vorjahr ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass im Rahmen der 

Umsatzsteuervoranmeldung für den Monat Dezember ein Vorsteuerüberhang in Höhe 

von TEUR 4 entstanden ist, wodurch nicht wie üblich eine Verbindlichkeit gegenüber 

dem Finanzamt resultierte. Dieser Effekt ist auf die außergewöhnlich hohen Fahrzeug-

investitionen in diesem Monat zurückzuführen, die teilweise bereits in Vorjahren 

beauftragt wurden, jedoch aufgrund langer Lieferzeiten erst zum Ende des Geschäfts-

jahres eingingen. 

 

Darüber hinaus wurde im Vorjahr im Zusammenhang mit der Gewinnabführung bereits 

die abzuführende Kapitalertragsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag in Höhe von 

TEUR 844 berücksichtigt. 

3.3  Angaben zu Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 

Umsatzerlöse 
 
Die Umsatzerlöse teilen sich wie folgt auf: 
 
 

 
 
Die Umsatzerlöse wurden in voller Höhe im Inland erzielt. 
 
 

   2025 2024 Differenz  

 Umsatz in TEUR in TEUR  in TEUR 

 Kommunalverträge  80.730  75.775  4.955  

 Kommunalmengen MHKW  12.173  11.715  458  

 gewerbliche Kleinbehälter  10.196  9.543  653  

 Betriebsstätte Stauderstraße, MHKW-Vermarktung   6.535  6.588  -53  

 ESBE (Dienstleistungen / Personalgestellung)  4.146  4.499  -353  

 Vermarktungserlöse (PPK, Altmetalle)   2.742  2.415  327  

 Werkstatt  1.992  1.740  252  

 gewerbliche Straßenreinigung  1.710  1.625  85  

 Recyclinghöfe / Sperrmüll-Express / Altkleider  430  987  -557  

 Sonstige Umsätze  953  918  35  

 Summe  121.607  115.805  5.802  
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Sonstige betriebliche Erträge 
 
Die sonstigen betrieblichen Erträge in Höhe von TEUR 2.098 (Vorjahr: TEUR 2.481) 

beinhalten im Wesentlichen Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen  

(TEUR 462). Zudem erhalten sind Investitionszuschüsse für den Wiederaufbau (TEUR 

182) anlässlich der Starkregen- und Hochkatastrophe im Juli 2021, Mehrerlöse im 

Rahmen von Anlagenabgängen (TEUR  436) sowie Schadensersatzerlöse (TEUR 110).   

 

Des Weiteren handelt es sich um Erträge aus der Integration Langzeitarbeitsloser im 

Rahmen des Projektes „Eingliederung Langzeitarbeitsloser: Projekt §16 i SGB II bzw. 

§16 e SGB II“ (TEUR 119). 

 

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten belaufen sich auf TEUR 72 (Vorjahr:  

TEUR 66).   

 

 
Materialaufwand 
 
Neben den Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 

über TEUR 4.947 (Vorjahr: TEUR 5.277) wird innerhalb der Aufwendungen für bezogene 

Leistungen insbesondere das Nutzungsentgelt für das Müllheizkraftwerk in Höhe von 

TEUR 18.985 (Vorjahr: TEUR 18.409) ausgewiesen.   

 

Die übrigen Entsorgungskosten betreffen u.a. Garten- und Bioabfälle (TEUR 690) und 

die Verwertung von Grünabfällen (TEUR 554). Die allgemeinen Verwertungskosten  

für die Abfallarten des gewerblichen Abfallgeschäftes (TEUR 2.183) betreffen im 

Wesentlichen die Aufwendungen der Betriebsstätte in der Stauderstraße. Weiterhin 

fielen Entsorgungskosten für Sonderabfälle (TEUR 244) an.  

 

Die sonstigen bezogenen Leistungen enthalten im Wesentlichen die Erlösbeteiligung 

PPK-Verwertung (TEUR 1.143) und die Fremdleistungen für die Reparatur von 

Fahrzeugen (TEUR 1.300).  

 
Personalaufwand 
 
Die EBE GmbH beschäftigte im Berichtsjahr durchschnittlich 1.077 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Der geplante Personalaufwand belief sich auf TEUR 68.029, während der 

tatsächliche Personalaufwand TEUR 66.710 betrug. Im Personalaufwand ist eine 

Zuführung zur Rückstellung für Abfindungen in Höhe von TEUR 824 enthalten. 

 

Herr Ulrich W. Husemann besitzt eine Zusage auf eine arbeitgeberfinanzierte Alters- 

versorgung, die in Form einer kongruent rückgedeckten Unterstützungskasse aus- 

gestaltet ist und die damit nicht als Pensionsrückstellung der Gesellschaft zu passivieren 
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ist. Die Rentenhöhe beträgt pro aktivem Dienstjahr 3 % des Jahreszielgehaltes des 

letzten Dienstjahres vor Eintritt in den Ruhestand. Der an die Unterstützungskasse dafür 

aufgewandte Betrag betrug im Geschäftsjahr 2025 TEUR 363 (Vorjahr: TEUR 223).   

 

Herr Karsten Woidtke besitzt eine Zusage auf eine arbeitgeberfinanzierte Alters- 

versorgung, die in Form einer kongruent rückgedeckten Unterstützungskasse aus- 

gestaltet ist und die damit nicht als Pensionsrückstellung der Gesellschaft zu passivieren 

ist. Die Rentenhöhe beträgt pro aktivem Dienstjahr 3 % des Jahreszielgehaltes des 

letzten Dienstjahres vor Eintritt in den Ruhestand. Der an die Unterstützungskasse dafür 

aufgewandte Betrag betrug im Geschäftsjahr 2025 TEUR 102 (Vorjahr: TEUR 102).   

 
 
Abschreibungen 
 
Die Abschreibungen des Jahres 2025 belaufen sich auf TEUR  5.556 (Vorjahr: TEUR 

5.817). Sie enthalten im Berichtsjahr außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von 

TEUR 4. 

 

 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von TEUR 12.463 (Vorjahr:  

TEUR 11.758) sind u. a. Kosten für Instandhaltung, Grünpflege und Reinigung  

(TEUR 3.224), für externes Personal (TEUR 993), EDV-Kosten (TEUR 980), KFZ 

Versicherungen (TEUR 574), Energie und Wasserlieferungen (TEUR 761), Sonder-

nutzungsgebühr für Containerstandorte (TEUR 71), Öffentlichkeitsarbeit / Abfallberatung 

(TEUR 203), Rechtsanwaltsgebühren und Gerichtskosten (TEUR 306), Kosten für die 

Personalgestellung von ESBE Mitarbeitern (TEUR 205), Beratungs- und Prüfungskosten 

(TEUR 230), sonstige Versicherungen (TEUR 178), Dienstleistungen der EVB (TEUR 

401), Mieten und Pachten für Grundstücke und Gebäude (TEUR 775), Fahrzeugmieten 

/ Leasing (TEUR 238) sowie Aus- und Fortbildungskosten für Mitarbeiter (TEUR 248) 

enthalten. 

 
 
Periodenfremde Aufwendungen und Erträge 
 
Im Jahresabschluss sind periodenfremde Aufwendungen von TEUR 65 (Vorjahr: TEUR 

109) und periodenfremde Erträge in Höhe von TEUR 110 (Vorjahr: TEUR 24) erfasst 

und betreffen Sachverhalte aus früheren Geschäftsjahren, die in diesem Jahr zu einer 

einmaligen Belastung bzw. Ertragswirkung führten.   
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Finanzergebnis 
 
Das Finanzergebnis in Höhe von TEUR 2.088 (Vorjahr: TEUR 2.185) umfasst im 

Wesentlichen den vereinnahmten Beteiligungsertrag der ESBE in Höhe von TEUR 2.570 

(Vorjahr TEUR 2.924) und Zinsaufwendungen in Höhe von TEUR 616 (Vorjahr: TEUR 

853). In den Zinsaufwendungen sind im Wesentlichen Zinsen für Zweckgebundene 

Darlehen TEUR 536 sowie Zinsaufwendungen und Erträge aus Rückstellungen für 

Pensionen und ähnliche Verpflichtungen enthalten. 

 
 
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 

Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag betragen TEUR 3.203 (Vorjahr: TEUR 

1.995) und betreffen mit TEUR 1.273 Gewerbesteuer und mit TEUR 1.606 Körper-

schaftsteuer und Solidaritätszuschlag des Geschäftsjahres. Aus Vorjahren resultieren 

TEUR 324 im Wesentlichen für Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer aus der 

Betriebsprüfung der Jahre 2020 bis 2022. 

 
 
Gewinnverwendung 
 
Der Jahresüberschuss in Höhe von TEUR 7.000 soll in 2026 an die Gesellschafter 

ausgeschüttet werden.   
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4.  Ergänzende Angaben 

Konzernzugehörigkeit 
 
In der Zeit vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2018 gehörte die Entsorgungs-

betriebe Essen GmbH als verbundenes Unternehmen dem Konzern Essener 

Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH (EVV), Essen, als Tochterunternehmen an 

und wurde in deren Konzernabschluss einbezogen. Die EVV, mit der Nummer HRB 4308 

mit Sitz in Essen im Handelsregister des Amtsgerichts Essen eingetragen, wurde 

ihrerseits in den Konzernabschluss der Stadt Essen einbezogen, der dort erhältlich  

ist. Mit Anteilskauf- und Übertragungsvertrag vom 10. April 2019 hat die EVV ihre 

Gesellschaftsanteile an der EBE GmbH an die Stadt Essen rückwirkend zum 1. Januar 

2019 veräußert. Insoweit erfolgt auch im Geschäftsjahr 2025 eine unmittelbare 

Einbeziehung in den Konzernabschluss der Stadt Essen (größter Konsolidierungskreis). 

Ferner hat die EBE GmbH unter Einbezug der Tochterunternehmen einen eigenen 

Konzernabschluss (kleinster Konsolidierungskreis) zu erstellen. 

 

Anteile an verbundenen Unternehmen 
 
Der Anteilsbesitz ergibt sich wie folgt: 
 

Gesellschaft und Sitz Anteil am 
Kapital 

 
% 

Eigenkapital * 
 

EUR 

Jahresergebnis * 
 

EUR 

Entsorgungs- und Servicebetriebe 
Essen GmbH & Co. KG 

100 1.215.309,53 2.570.356,69 

Entsorgungs- und Servicebetriebe 
Essen Verwaltungs GmbH 

100 31.579,72 1.482,06 

 
* Stand: 31. Dezember 2025 

 
 
Geschäftsführung 
 
Ulrich W. Husemann, Mülheim an der Ruhr,  
Kaufmann 
 
 

Karsten Woidtke, Olfen, 
Kaufmann 
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Aufsichtsrat 
 

 
 Rosenau, Philipp Fraktionsvorsitzender SPD, Vorsitzender 

(ab 27.06.2025) 
 Behnke-Hahne, Beate  Vorsitzende (Funktion bis 27.06.2025) 
  Fachbereichsleiterin Stadtkämmerei 
 Vogt, Hans-Dirk Stv. Vorsitzender, Bankkaufmann 

 Feldt, Thorsten Stv. Vorsitzender, Geschäftsführer 
 Tielke, Andre Stv. Vorsitzender, kfm. Angestellter (bis 

27.06.2025) 
 Herten, Markus Arbeitnehmervertreter, Stv. Vorsitzender, 

Betriebsratsvorsitzender (ab 27.06.2025),  
 Agolli, Ralf Arbeitnehmervertreter, Abteilungsleiter 
 Buse, Rolf Arbeitnehmervertreter, Betriebsmeister  
 Weiskirch, Florian Geschäftsführer 
 Pawlinka, David Arbeitnehmervertreter, Betriebsmeister 

(ab 27.06.2025)  
 Klöß, Martin Arbeitnehmervertreter, Abteilungsleiter 

(bis 27.06.2025) 
 Kellermann, Michael Arbeitnehmervertreter, Recyclinghof-

Mitarbeiter (bis 27.06.2025) 
 Schley, Marcel Arbeitnehmervertreter, kfm. Angestellter 

(ab 27.06.2025) 
 Monreal, Christian Beauftragter Kommunalvertrieb bei 

REMONDIS GmbH & Co. KG, Region 
West 

 Vogel, Ingo Polizeibeamter 
 Kleinenhammann, Christian Vorstand 
 Buhl, Karl Arbeitnehmervertreter, Kraftfahrer 
 Pabst, Ulrich Dipl.-Informatiker 
 Sundermann, Frank Geschäftsführer  
 Fuchs, Florian Rechtsanwalt 
 Fastabend, Moritz Gewerkschaftssekretär, Ver.di  
  (ab 27.06.2025) 

 
 
Nach § 8 des aktuellen Gesellschaftsvertrages der EBE GmbH besteht der Aufsichtsrat 

seit dem 1. Januar 2005 aus 18 Mitgliedern.  

 

 
Bezüge der Geschäftsführung 
 
Die Geschäftsführer der EBE GmbH haben im Geschäftsjahr 2025 nachstehende 
Gesamtbezüge erhalten: 
 

Ulrich W. Husemann 
(zzgl. variable Vergütung in Höhe von 42.000,00 EUR) 

210.000,00 EUR 

Karsten Woidtke 
(zzgl. variable Vergütung in Höhe von 42.000,00 EUR) 

210.000,00 EUR 
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Aufsichtsratvergütungen 
 

Name, Mitglied   Grundvergütung Sitzungsgelder Gesamt 

Philipp Rosenau                1.100,00 EUR               1.920,00 EUR               3.020,00 EUR  

Hans-Dirk Vogt                1.000,00 EUR               2.000,00 EUR               3.000,00 EUR  

Michael Kellermann                   500,00 EUR                  600,00 EUR               1.100,00 EUR  

Markus Herten                   500,00 EUR               1.100,00 EUR               1.600,00 EUR  

Ralf Agolli                1.000,00 EUR               1.900,00 EUR               2.900,00 EUR  

Florian Fuchs                1.000,00 EUR                  900,00 EUR               1.900,00 EUR  

Beate Behnke - Hahne                1.200,00 EUR               2.320,00 EUR               3.520,00 EUR  

Moritz Fastabend                1.000,00 EUR               1.200,00 EUR               2.200,00 EUR  

Ulrich Pabst                1.000,00 EUR               2.200,00 EUR               3.200,00 EUR  

Rolf Buse                1.000,00 EUR               1.400,00 EUR               2.400,00 EUR  

David Pawlinka                   500,00 EUR                  800,00 EUR               1.300,00 EUR  

Andre Tielke                   500,00 EUR                  500,00 EUR               1.000,00 EUR  

Marcel Schley                   500,00 EUR                  800,00 EUR               1.300,00 EUR  

Ingo Vogel                1.000,00 EUR               2.200,00 EUR               3.200,00 EUR  

Martin Klöß                   500,00 EUR                  600,00 EUR               1.100,00 EUR  

Karl Buhl                1.000,00 EUR               1.300,00 EUR               2.300,00 EUR  

Florian Weiskirch                1.000,00 EUR                  500,00 EUR               1.500,00 EUR  

Christian Monreal                1.000,00 EUR                  900,00 EUR               1.900,00 EUR  
Christian 
Kleinenhammann 

  
             1.000,00 EUR                  500,00 EUR               1.500,00 EUR  

Thorsten Feldt                1.000,00 EUR               1.000,00 EUR               2.000,00 EUR  

Frank Sundermann                1.000,00 EUR                  300,00 EUR               1.300,00 EUR  

          

Summe               18.300,00 EUR              24.940,00 EUR              43.240,00 EUR  

 
 
In 2025 wurden von der EBE GmbH Vergütungen in Höhe von TEUR 43 für den 

Aufsichtsrat geleistet.  

 
 
Prüfungskosten 
 
Das für das Geschäftsjahr berechnete Gesamthonorar des Abschlussprüfers beträgt 

TEUR 62 und betrifft Aufwendungen für die Prüfung des Jahresabschlusses TEUR 47, 

Prüfung des Konzernabschlusses sowie des Konzernlageberichts TEUR 11,  für andere 

Bestätigungsleistungen TEUR 2 und für sonstige Leistungen TEUR 2. 
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Belegschaft 
 
Die Gesellschaft beschäftigte im Geschäftsjahr 2025 durchschnittlich insgesamt 1.077 

Mitarbeiter, davon 161 (Vorjahr: 159) Mitarbeiter im Verwaltungsbereich, 892 (Vorjahr: 

900) gewerbliche Mitarbeiter und 24 (Vorjahr: 21) Auszubildende. 

 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

 
Die Nominalwerte der sonstigen finanziellen Verpflichtungen haben die nachstehenden 

Fälligkeiten: 

 
Miet- und Leasingverpflichtungen: 31.12.2025 
        TEUR 
 

 
Fällig im Jahr 2026 2.696 
    (davon gegenüber verbundenen Unternehmen TEUR 1.388, 
     davon gegenüber Gesellschaftern TEUR 55) 
 

 

Fällig in den Jahren 2027 bis 2029 8.250 
    (davon gegenüber verbundenen Unternehmen TEUR 4.274 
     davon gegenüber Gesellschaftern TEUR 166) 
 

 

Fällig im Jahr 2030 2.772 
    (davon gegenüber verbundenen Unternehmen TEUR 1.438, 
     davon gegenüber Gesellschaftern TEUR 55) 
 

 

Gesamt 13.718 

  

Aus arbeitgeberfinanzierter Altersversorgung bestehen sonstige finanzielle Verpflich-

tungen in Höhe von TEUR 1.244 bis Ende des Jahres 2028. 

 

 
Haftungsverhältnisse 
 
Aus Avalkrediten in Form von Bürgschaften entstehen der EBE GmbH Eventual-

verbindlichkeiten in Höhe von TEUR 3.886, welche sich auf den Betrieb diverser Anlagen 

sowie das Nutzungsentgelt für die Dienstleistungen des Müllheizkraftwerks in Essen 

Karnap beziehen. 

 
 
Bestellobligo 
 
Für die Erneuerung des Fuhrparks und diverse betriebliche Beschaffungen wurden 

Bestellungen in Höhe von TEUR 5.951 bis zum Bilanzstichtag getätigt.  
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Nachtragsbericht 
 
Die geopolitischen Spannungen im Nahen Osten haben sich nach dem Bilanzstichtag 

durch die anhaltenden militärischen Auseinandersetzungen zwischen den USA bzw. 

Israel und dem Iran seit dem 28.02.2026 weiter verschärft. Die Entwicklungen führten  

zu einer erhöhten Volatilität auf den internationalen Energie- und Rohstoffmärkten  

sowie zu zeitweisen Beeinträchtigungen wichtiger globaler Transport- und Lieferketten. 

Insbesondere die Unsicherheiten hinsichtlich der Stabilität der Ölversorgung und 

möglicher Einschränkungen im Bereich zentraler Transportwege führten zu einem 

Anstieg der Rohöl- und Kraftstoffpreise.  

 

Für die EBE GmbH ergeben sich hieraus insbesondere Risiken im Bereich der 

Treibstoffbeschaffung. Aufgrund des betrieblich genutzten Fuhrparks stellen Kraftstoff-

kosten einen wesentlichen Kostenfaktor dar. Steigende Diesel- und Kraftstoffpreise 

können die operative Kostenstruktur sowie die Ertragslage der Gesellschaft künftig 

negativ beeinflussen. Die gestiegenen Kraftstoffkosten werden zwar im Rahmen 

bestehender Preisgleitklauseln grundsätzlich an den Gesellschafter Stadt Essen weiter-

gegeben, die Erstattung erfolgt jedoch regelmäßig mit einem zeitlichen Versatz von 

einem Jahr, sodass die Gesellschaft die zwischenzeitlichen Mehrbelastungen zunächst 

selbst finanzieren muss. Darüber hinaus besteht das Risiko weiterer Preissteigerungen 

infolge anhaltender geopolitischer Unsicherheiten und möglicher Versorgungsengpässe 

auf den internationalen Energiemärkten. 

 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die konkreten finanziellen 

Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft noch nicht 

verlässlich quantifizierbar. Das Jahresergebnis bis zur Bilanzaufstellung ist leicht 

belastet worden. Es handelt sich nach aktueller Einschätzung um wertbegründende 

Ereignisse nach dem Bilanzstichtag, die im Abschluss des Berichtsjahres nicht zu 

berücksichtigen sind. Die weitere Entwicklung der geopolitischen Lage sowie deren 

Auswirkungen auf die Energie- und Kraftstoffmärkte werden fortlaufend beobachtet. 

 

 

Essen, 29. Mai 2026 
 
 
Entsorgungsbetriebe Essen GmbH 
 
 
 
 
Ulrich W. Husemann         Karsten Woidtke 
Geschäftsführer    Geschäftsführer 
     



  Anlage zum Anhang

Entsorgungsbetriebe Essen GmbH, Essen

Entwicklung des Anlagevermögens 2025

Anschaffungs- und Herstellungskosten Kumulierte Abschreibungen       Buchwerte
01.01.2025 Zugänge Abgänge Umbuchungen 31.12.2025 01.01.2025 Zugänge Abgänge Zuschreibungen 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene gewerbliche Schutzrechte

und ähnliche Werte und Rechte 3.529.863,44 34.319,60 0,00 0,00 3.564.183,04 3.474.265,97 20.979,97 0,00 0,00 3.495.245,94 68.937,10 55.597,47

3.529.863,44 34.319,60 0,00 0,00 3.564.183,04 3.474.265,97 20.979,97 0,00 0,00 3.495.245,94 68.937,10 55.597,47

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und Bauten 43.999.082,71 317.181,53 208.063,55 0,00 44.108.200,69 24.430.855,99 894.257,62 127.357,35 0,00 25.197.756,26 18.910.444,43 19.568.226,72

2. Fuhrpark 47.631.622,91 6.519.379,56 2.198.683,92 450.495,66 52.402.814,21 29.715.069,05 4.167.270,06 2.196.371,11 0,00 31.685.968,00 20.716.846,21 17.916.553,86

3. Container, Mulden und Abfallbehälter 6.052.760,13 198.355,04 0,00 0,00 6.251.115,17 5.581.291,05 97.661,58 0,00 0,00 5.678.952,63 572.162,54 471.469,08

4. Technische Anlagen und Maschinen 20.980,99 0,00 0,00 0,00 20.980,99 19.254,46 1.719,53 0,00 0,00 20.973,99 7,00 1.726,53

5. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 6.690.107,35 315.752,88 2.973,38 25.634,86 7.028.521,71 4.393.782,92 373.614,74 569,90 0,00 4.766.827,76 2.261.693,95 2.296.324,43

6. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.471.497,17 1.995.449,18 296.033,75 -476.130,52 2.694.782,08 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.694.782,08 1.471.497,17

105.866.051,26 9.346.118,19 2.705.754,60 0,00 112.506.414,85 64.140.253,47 5.534.523,53 2.324.298,36 0,00 67.350.478,64 45.155.936,21 41.725.797,79

III. Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen 1.240.309,53 0,00 0,00 0,00 1.240.309,53 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.240.309,53 1.240.309,53

1.240.309,53 0,00 0,00 0,00 1.240.309,53 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.240.309,53 1.240.309,53

110.636.224,23 9.380.437,79 2.705.754,60 0,00 117.310.907,42 67.614.519,44 5.555.503,50 2.324.298,36 0,00 70.845.724,58 46.465.182,84 43.021.704,79
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Entsorgungsbetriebe Essen GmbH, Essen 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025 
  

1.  Vorbemerkung / Bericht über die Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung 

gem. § 108 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 Gemeindeordnung 

Die Entsorgungsbetriebe Essen GmbH (EBE GmbH) ist eine gemeinsame Gesellschaft der 

Stadt Essen mit 51 % und der REMONDIS Kommunale Dienste West GmbH, Bochum, mit 

49 %. 

 

Der Jahresabschluss der EBE GmbH wird aufgrund der Beteiligungsverhältnisse unmittelbar 

in den Konzernabschluss der Stadt Essen miteinbezogen. Ferner hat die EBE unter Einbezug 

der Tochterunternehmen einen eigenen Konzernabschluss zu erstellen. 

 

Die Gesellschaft ist als Beliehene und beauftragte Dritte der Stadt Essen in den Geschäfts-

feldern Abfallentsorgung, Straßenreinigung und Winterdienst tätig. Sie erbringt Entsorgungs- 

und Transportdienstleistungen, betreibt Recyclinghöfe und eine Werkstatt für ihre eigenen 

Fahrzeuge sowie für Teile des städtischen Fuhrparks. 

 

Durch die wirtschaftliche Betätigung der Gesellschaft im Rahmen des durch § 2 Abs. 1 des 

Gesellschaftsvertrages vorgegebenen Gesellschaftszweckes wird die öffentliche Zielsetzung 

erfüllt und der öffentliche Zweck erreicht. Die Gesellschaft ist entsprechend den Wirtschafts-

grundsätzen des § 109 GO NRW zu steuern und zu kontrollieren. 

 

2.  Geschäft und Rahmenbedingungen 

2.1 Entwicklung der deutschen Wirtschaft  

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) war im Jahr 2025 gemäß dem Statistischen 

Bundesamt um 0,2 % höher als im Vorjahr. 

 

Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland war im Jahr 2025 nach zwei Rezensionsjahren 

wieder leicht positiv. Wachstumstreiber waren insbesondere die privaten und staatlichen 

Konsumausgaben, während die Investitionstätigkeit sowie der Außenhandel weiterhin 

schwach blieben. 

 

Trotz leicht sinkender Zinsen blieb die Nachfrage aus dem In- und Ausland gedämpft. Zudem 

wirkten weiterhin hohe Energiepreise sowie strukturelle Belastungen der Exportwirtschaft 

bremsend auf die Konjunktur. 
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Die gesamtwirtschaftliche Bruttowertschöpfung entwickelte sich insgesamt nur schwach. 

Während die Industrieproduktion stagnierte bzw. rückläufig war und auch Teile des Bau-

gewerbes belastet blieben, gingen von der Industrie keine positiven Wachstumsimpulse aus. 

 
In den Dienstleistungsbereichen konnten hingegen insgesamt positive, jedoch uneinheitliche 

Entwicklungen beobachtet werden. Vor allem konsumnahe Dienstleistungen sowie öffentliche 

Dienstleistungen trugen zum Wachstum bei. 

 

Die Bruttowertschöpfung im Bereich Handel, Verkehr und Gastgewerbe sowie bei den 

Unternehmensdienstleistern entwickelte sich insgesamt verhalten und zeigte nur geringe 

Dynamik. 

 

Die Bereiche Öffentliche Dienstleister, Erziehung und Gesundheit verzeichneten hingegen 

leichte Zuwächse und stabilisierten die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. 

 

Der Wirtschaftsbereich Information und Kommunikation setzte seinen Wachstumskurs fort und 

blieb ein zentraler Wachstumstreiber innerhalb des Dienstleistungssektors. 

 

2.2  Arbeitsmarktentwicklung 

Die Arbeitsmarktentwicklung in Deutschland zeigte sich im Jahr 2025 insgesamt stabil, jedoch 

mit leichten Abschwächungstendenzen. 

 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes blieb die Zahl der Erwerbstätigen im 

Jahresdurchschnitt 2025 nahezu unverändert und lag bei rund 46,0 Millionen Personen. Damit 

stagnierte die Beschäftigungsentwicklung im Vergleich zum Vorjahr weitgehend. 

 

Die Arbeitslosenquote ist im Jahr 2025 leicht gestiegen. Nach Angaben der Bundesagentur 

für Arbeit lag die Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt bei rund 6,3 % und damit über dem 

Vorjahresniveau von etwa 6,0 %. 

 

Die Entwicklung ist insbesondere auf die schwache konjunkturelle Dynamik sowie eine 

verhaltene Nachfrage nach Arbeitskräften in industrie- und exportorientierten Branchen 

zurückzuführen. 

 

Für Beschäftigte im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen regelt der Tarifvertrag  

für den öffentlichen Dienst (TvÖD) seit April 2025 die Entgeltentwicklung: 3,0 % Gehalts- 

steigerung ab April 2025 sowie 2,8 % ab Mai 2026. Die Laufzeit des TvÖD beträgt 27 Monate 

bis 31.03.2027. 

Zinsentwicklung 
 
Im Jahr 2025 setzte die Geldpolitik der Europäische Zentralbank ihren im Vorjahr eingeleiteten 

Lockerungskurs fort. Nach der geldpolitischen Wende im Jahr 2024, die durch erste Zins-

senkungen geprägt war, standen im Jahr 2025 weitere moderate Anpassungen im Fokus. 
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Vor dem Hintergrund einer weiter rückläufigen Inflationsrate im Euroraum, die sich im 

Jahresverlauf zunehmend dem Zielwert von 2 % annäherte, sah die EZB Spielraum für 

zusätzliche Zinssenkungen. Der Hauptrefinanzierungssatz wurde im Laufe des Jahres 2025 

schrittweise weiter reduziert und lag zum Jahresende bei rund 2,15 %. 

 

Die Entscheidungen der EZB spiegelten die Einschätzung wider, dass der Preisdruck 

nachhaltig nachgelassen hat, während gleichzeitig die wirtschaftliche Dynamik im Euroraum 

weiterhin verhalten blieb. Insbesondere die schwache Industriekonjunktur sowie geopolitische 

Unsicherheiten belasteten die wirtschaftliche Entwicklung und erforderten eine unterstützende 

Geldpolitik. 

 

Die Zinsentwicklung im Jahr 2025 war somit durch eine Fortsetzung der geldpolitischen 

Lockerung geprägt. Ziel war es, durch niedrigere Finanzierungskosten Investitionen und 

Konsum zu stimulieren und die konjunkturelle Erholung zu unterstützen. 

 

Gleichzeitig betonte die EZB weiterhin ihren datengestützten Ansatz und stellte klar, dass 

zukünftige Zinsentscheidungen maßgeblich von der weiteren Entwicklung der Inflation sowie 

der gesamtwirtschaftlichen Lage abhängig bleiben. 

 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass sich die Geldpolitik im Jahr 2025 weiter von der zuvor 

restriktiven Ausrichtung entfernt hat und zunehmend wachstumsorientiert ausgestaltet wurde, 

ohne jedoch das Ziel der Preisstabilität aus den Augen zu verlieren 

 

Mindestlohn 
 
Zum 01.01.2025 wurde der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland von 12,41 EUR auf  

12,82 EUR brutto je Stunde angehoben. 

 

Marktumfeld 
 
Im Geschäftsjahr 2025 wiesen die Müllverbrennungsanlagen weiterhin eine stabile und 

insgesamt hohe Auslastung auf. Im Vergleich zum Vorjahr ist eine leicht erhöhte 

Inanspruchnahme festzustellen, die insbesondere auf gestiegene Abfallmengen aus dem  

Bau- und Abbruchbereich sowie auf zusätzliche Mengenströme aus dem Containerdienst 

zurückzuführen ist. Das Wettbewerbsumfeld in der Stadt Essen hat sich gegenüber 2024 nur 

geringfügig verändert. Regionale, mittelständische Anbieter verfolgen weiterhin Wachstums-

strategien in spezialisierten Entsorgungssegmenten, wodurch ein konstanter Wettbewerbs-

druck auf einzelnen Teilmärkten besteht. 

 

Die EBE konnte ihre Marktposition im Berichtsjahr durch ihr breit aufgestelltes Leistungs-

portfolio aus Entsorgungs-, Verwertungs- und Transportdienstleistungen stabilisieren. 

Insbesondere die steigende Nachfrage nach differenzierten Entsorgungslösungen, unter 

anderem für Bauabfälle sowie heterogene sonstige Abfallfraktionen, wirkte sich unterstützend 
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auf die Auslastung der operativen Bereiche aus und trug zur Sicherung des Marktanteils im 

Stadtgebiet Essen bei. 

 

Im Bereich der Rohstoffverwertung zeigte sich im Jahresverlauf 2025 eine weiterhin 

angespannte Marktsituation. Nachdem bereits im Vorjahr deutliche Preisrückgänge zu 

verzeichnen waren, stabilisierten sich die Erlöse für Altpapier auf einem insgesamt niedrigeren 

Niveau, blieben jedoch volatil. Insbesondere bei Massensorten wie Misch- und Kaufhaus-

altpapier kam es weiterhin zu Preisschwankungen, wobei sich im Jahresverlauf phasenweise 

leichte Erholungstendenzen abzeichneten, ohne jedoch das Preisniveau früherer Jahre zu 

erreichen. 

 

Am 31.12.2025 waren 596.710 Personen mit Hauptwohnsitz in Essen gemeldet. Ende 2025 

liegt die Bevölkerungszahl damit um rund 350 Personen unter der des Vorjahres. 

 

 

2.3 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Abfallwirtschaftskonzept der Stadt Essen 2022 bis 2026 

Das Abfallwirtschaftskonzept basiert auf den Mengendaten von 2020 und beschreibt die Ist-

Situation bei der abfallwirtschaftlichen Infrastruktur (Anlagen und Logistik) auf dem Stand 

2021. Das seit 2005 bestehende Abfallwirtschaftskonzept wurde Ende 2021 für den Zeitraum 

2022 bis 2026 fortgeschrieben. 

 

Abfallrecht  

Die europäische Gesetzgebung entwickelt sich kontinuierlich weiter und setzt mit Initiativen 

wie dem European Green Deal klare Impulse für eine zukunftsfähige Kreislaufwirtschaft. Diese 

Dynamik prägt auch das deutsche Abfallrecht. Angetrieben durch europäische Kreislauf-

wirtschaftspakete sowie nationale Regelungen wie die Ersatzbaustoffverordnung rücken 

hochwertiges Recycling und die Sicherung von Ressourcen zunehmend in den Fokus. 

 

Im Jahr 2025 traten auf nationaler und europäischer Ebene zahlreiche umwelt- und 

abfallrechtliche Neuerungen in Kraft, die erhebliche Auswirkungen auf die Abfallwirtschaft, den 

Gefahrguttransport sowie auf Hersteller, Kommunen und Entsorgungsunternehmen haben. 

Die Gesetzesänderungen verfolgten insbesondere das Ziel, Umweltbelastungen zu 

reduzieren, die Kreislaufwirtschaft zu stärken und internationale Standards an aktuelle 

technologische und ökologische Entwicklungen anzupassen.  
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Bereits seit dem 1. Januar 2025 gilt die überarbeitete Fassung des Übereinkommens über die 

internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR 2025). Sie bringt zahlreiche 

Änderungen für den Gefahrguttransport mit sich, darunter die Einführung von neuen UN-

Nummern sowie erweiterte Dokumentations- und Sicherungsplanpflichten. 

 

Ebenfalls zum 1. Januar 2025 wurde das Basler Übereinkommen zur Kontrolle der grenz-

überschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle geändert. Seitdem unterliegt jede grenz-

überschreitende Verbringung von Elektroschrott – unabhängig davon, ob dieser als gefährlich 

oder nicht gefährlich eingestuft ist – einer verpflichtenden Notifizierungs- und Genehmigungs-

pflicht.  

 

Darüber hinaus gilt seit dem 1. Januar 2025 die Pflicht zur getrennten Sammlung von 

Textilabfällen nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz. Diese Verpflichtung richtet sich an die 

Kommunen und öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, die entsprechende Sammelsysteme 

organisieren müssen.  

 

Schließlich trat im Februar 2025 die neue EU-Verordnung über Verpackungen und 

Verpackungsabfälle (PPWR) in Kraft, die die bisherige Verpackungsrichtlinie ersetzte. Nach 

einer Übergangsfrist von 18 Monaten, also ab August 2026, gelten die neuen Regelungen 

verbindlich. Unternehmen müssen sich dann an strengere Anforderungen in Bezug auf 

Verpackungsdesign, Recyclingfähigkeit und Abfallvermeidung halten, um eine nachhaltigere 

Kreislaufwirtschaft im Verpackungsbereich sicherzustellen. 

 

Zum 1. Mai 2025 trat die Novelle der Bioabfallverordnung in Kraft. Ziel der bereits 2022 von 

Bund und Ländern beschlossenen Änderungen ist es, den Eintrag von Kunststoffen und 

anderen Fremdstoffen, insbesondere Mikroplastik, in die Umwelt deutlich zu reduzieren. 

Hierzu werden sowohl strengere Vorgaben für die Sortierung von Bioabfällen eingeführt als 

auch höhere Anforderungen an deren Weiterbehandlung und Verwertung durch 

Entsorgungsunternehmen festgelegt. Dadurch soll der Fremdstoffanteil im Bioabfall sinken 

und die Qualität des Recyclings insgesamt verbessert werden. 

 

Die EU-Batterieverordnung (EU-BattVO) ist bereits seit dem 17. August 2023 in Kraft, 

entfaltete ihre wesentlichen Wirkungen jedoch erst ab dem 18. August 2025. Mit dem Ende 

der Übergangsfrist verliert das deutsche Batteriegesetz (BattG) seine Gültigkeit und wird durch 

das Batterierecht-Durchführungsgesetz (BattDG) ersetzt, das die EU-Vorgaben auf nationaler 

Ebene konkretisiert. Die neuen Regelungen betreffen unter anderem die Bewirtschaftung von 

Altbatterien, Sorgfaltspflichten entlang der Lieferkette, Konformitätsanforderungen sowie den 

Umgang mit Stoffbeschränkungen. Eine wesentliche Änderung ist die Ausweitung der 

Rücknahmepflichten für öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger, die künftig auch Altbatterien 

aus Leichtverkehrsmitteln wie E-Bikes annehmen müssen. Zudem betrachtet die 

Batterieverordnung erstmals den gesamten Lebenszyklus von Batterien und führt gestaffelte 

Informationspflichten zum CO₂-Fußabdruck ein. 
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Nach den umfangreichen regulatorischen Neuerungen der Jahre 2024 und 2025 zeichnet sich 

für 2026 ein Übergangsjahr ab, in dem sich viele europäische Nachhaltigkeits-, Produkt- und 

Chemikalienregelungen weiter konkretisieren. Verschobene Anwendungsfristen, neue digitale 

Instrumente und bevorstehende Stoffverbote geben Unternehmen, Behörden und der 

Kreislaufwirtschaft zwar zusätzlichen zeitlichen Spielraum, erhöhen zugleich aber die 

Anforderungen an frühzeitige Vorbereitung und strategische Anpassung. Unternehmen 

werden sich darauf einstellen müssen, dass die bislang weniger strengen nationalen 

Regelungen perspektivisch durch deutlich umfassendere europäische Vorgaben ersetzt 

werden. 

 

Parallel dazu rücken die anstehenden PFAS-Beschränkungen im Rahmen der REACH-

Verordnung stärker in den Fokus. Mit Blick auf das ab Oktober 2026 geltende Verbot für 

zahlreiche Alltagsprodukte wird sich 2026 als Übergangsjahr erweisen, in dem Unternehmen 

ihre Produktportfolios, Materialeinsätze und Lieferketten überprüfen und anpassen müssen. 

Gleichzeitig zeichnet sich ab, dass die Diskussion um ein nahezu vollständiges PFAS-Verbot 

weiter an Intensität gewinnen wird. Unternehmen und Behörden werden sich daher nicht nur 

mit den konkret beschlossenen Einschränkungen befassen, sondern auch mit den möglichen 

Folgen eines umfassenderen Verbots ab 2027. Besonders herausfordernd bleibt dabei die 

Situation für die Recyclingwirtschaft. Während neue Produkte zunehmend PFAS-frei und 

nachhaltiger gestaltet werden, müssen Recyclingunternehmen weiterhin mit Altprodukten 

umgehen, deren Inhaltsstoffe inzwischen verboten sind.  

 
 
2.4 Geschäftsverlauf/Projekte 

Im Geschäftsjahr 2025 wirkten die zum 01.01.2024 in Kraft getretenen Nachtrags-

vereinbarungen zu den Entsorgungsverträgen vollumfänglich fort. Die Zusammenführung des 

Grünflächenvertrags mit dem Entsorgungsvertrag sowie die erweiterten Öffnungszeiten der 

Recyclinghöfe und -stationen haben sich im operativen Betrieb etabliert und führten zu einer 

verbesserten Auslastung sowie einer höheren Inanspruchnahme durch die Bürger. Die 

zusätzlichen Leistungen, insbesondere wiederholte Entleerungsversuche bei nicht geleerten 

Abfallbehältern, trugen zu einer Steigerung der Servicequalität bei, gingen jedoch gleichzeitig 

mit einem erhöhten operativen Aufwand einher. 

 

Die im Vorjahr gestartete Testphase zur Nutzung von HVO-Kraftstoff (Hydrotreated Vegetable 

Oil) wurde im Jahr 2025 weitergeführt und ausgeweitet. Darüber hinaus zeigten sich erste 

positive Effekte im Hinblick auf verlängerte Wartungsintervalle und damit verbundene 

geringere Instandhaltungskosten, sodass perspektivisch eine schrittweise Ausweitung des 

Einsatzes geprüft wird. 
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Die zu Beginn des Jahres 2025 erforderliche Sanierung der Dachflächen am Standort 

Pferdebahnstraße wurde im Berichtsjahr planmäßig umgesetzt. Parallel dazu wurden die 

bereits in 2024 begonnenen Maßnahmen zur Erneuerung der Entwässerungssysteme an den 

Standorten Laupendahler Landstraße und Stauderstraße fortgeführt bzw. abgeschlossen. 

Insgesamt führten diese Investitionen zu einer nachhaltigen Verbesserung der baulichen 

Infrastruktur. 

 

Die angespannte Situation im Altkleiderverwertungsmarkt setzte sich im Jahr 2025 fort. Die 

eingeschränkten Vermarktungsmöglichkeiten infolge gesunkener Qualitäten und anhaltend 

hoher Anteile minderwertiger Importware wirkten sich weiterhin negativ auf die Erlössituation 

aus.  

 

Der „digitale Wertstoffhof (MAEX)“ wurde im Jahr 2025 weiter im Regelbetrieb etabliert. Die 

Möglichkeit für Bürger, außerhalb der regulären Öffnungszeiten Abfälle und Wertstoffe über 

ein appbasiertes Zugangssystem anzuliefern, wurde zunehmend genutzt. Dies führte zu einer 

Entlastung der personell besetzten Öffnungszeiten sowie zu einer verbesserten Flexibilität  

im Entsorgungsangebot. Insgesamt zeigt sich, dass digitale Lösungen zunehmend zur 

Optimierung von Betriebsabläufen und zur Erweiterung des Serviceangebots beitragen. 

Demographischer Wandel  
 
Der Umgang mit dem demographischen Wandel bleibt eine zentrale Herausforderung für die 

betriebliche Personalpolitik und ist ein wesentlicher Bestandteil der unternehmerischen 

Personalwirtschaft und -entwicklung. Die strategische Ausrichtung der Personalpolitik zielt 

darauf ab, Maßnahmen zu entwickeln, die die Arbeits- und Leistungsfähigkeit der 

Beschäftigten langfristig sichern, insbesondere in belastungsintensiven und alterskritischen 

Tätigkeiten. Gleichzeitig werden mittel- bis langfristige Strategien umgesetzt, um Beschäftigte 

gezielt weiter einzusetzen, die nicht mehr in ihrem originären Arbeitsbereich tätig sein können. 

 

Ein Schwerpunkt liegt auf der Sicherstellung des Fachkräftebedarfs in operativen und 

administrativen Bereichen, etwa für die Kreislauf- und Abfallwirtschaft, Berufskraftfahrer/-innen 

oder Verwaltungsfachkräfte. Die EBE begegnet dieser Herausforderung durch gezielte 

Personalentwicklungsmaßnahmen. 

 

Im Jahr 2025 wurden folgende Maßnahmen umgesetzt: 

 

Fort- und Weiterbildung: Intensivierung klassischer Fortbildungsangebote sowie gezielte 

Qualifizierungen zur Fachkräftesicherung, z. B. Meisterqualifikation in der Kreislauf- und 

Abfallwirtschaft, Studium Nachhaltigkeitsmanagement, Qualifikation zum Finanzbuchhalter 

(IHK), Ausbildung von Fahrern. 

 

Betriebliches Gesundheitsmanagement: Nachhaltige Präventionsprogramme, die auch junge 

Beschäftigte erreichen und berufsbedingte Belastungen minimieren. Hierzu gab es ein 

großangelegtes Projekt zum Abbau von psychischer Belastung am Arbeitsplatz, was 

kontinuierlich vorgesetzt wird (KVP). 
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Betriebliches Eingliederungsmanagement: Kooperationen mit Fachbereichen zur effektiven 

Umsetzung von Maßnahmen, inklusive Senkung der Abwesenheitsquote und Erhalt der 

Arbeitsfähigkeit. 

 

Gezielte Personalprojekte in Zusammenarbeit mit den operativen Bereichen, wie z. B.: 
 
• Vermehrte Ausbildung von Berufskraftfahrern zur Sicherung des Fahrer-Nachwuchses. 
 
• Einsatz älterer Straßenreiniger gezielt in der Müllabfuhr, um Erfahrung und Effizienz zu 

nutzen. 
 
• Sofortige Einstellung junger Mitarbeiter/-innen in der Müllabfuhr zur Sicherstellung  

der operativen Leistungsfähigkeit. 
 
• Einführung von Exoskeletten zur Reduzierung physischer Belastungen in der 

operativen Tätigkeit. 
 
• Führungskräfteentwicklung: Durchführung von Potenzialanalysen und Schulungs-

programmen zur Stärkung der Rolle der Führungskräfte bei der Umsetzung präventiver 
und entwicklungsorientierter Maßnahmen. 

 
Durch die konsequente Verzahnung von Personalentwicklung, Gesundheitsmanagement und 

operativen Projekten konnte die EBE im Berichtsjahr einen nachhaltigen Beitrag zur Sicherung 

der Arbeitsfähigkeit, Leistungsbereitschaft und Nachwuchsfähigkeit der Belegschaft leisten. 

Öffentlichkeitsarbeit 
 

Die Öffentlichkeitsarbeit der EBE zielt in erster Linie auf eine breite Information der 

Bürgerinnen und Bürger der Stadt Essen zu sämtlichen Themen rund um die Bereiche 

Entsorgung, Kreislaufwirtschaft, Abfallvermeidung und -trennung, Re- bzw. Upcycling sowie 

auf eine Unterrichtung zu etwaigen Änderungen in den gewohnten Abläufen ab. Hierzu nutzt 

die EBE sämtliche ihr zur Verfügung stehenden Mittel und Wege: von der Website über die 

App „Wir räumen ab!“ und die Social-Media-Kanäle über Flyer, Broschüren und Plakate bis hin 

zur offensiven Pressearbeit und dem Einsatz von Info-Videowänden, z. B. an den U-Bahn-

Haltestellen am Berliner Platz. 

 

Die Abfallberatung für Vorschulkinder in den Kindertagesstätten, Theaterstücke für Dritt- und 

Viertklässler in den Grundschulen, Führungen über den Recyclinghof oder die Face-to-Face-

Kommunikation am Infomobil der EBE sowie bei großen und kleineren Veranstaltungen 

runden das umfangreiche Portfolio ab. 
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Unsere im Großen und Ganzen positive Wahrnehmung in der Öffentlichkeit haben wir 2025 

noch einmal ausbauen können: Überzeugende Leistungen bei den Routineaufgaben, aber 

auch in der Laubzeit und beim Winterdienst haben das Image und die Reputation in der 

Stadtgesellschaft nochmals verbessert. Die – auch öffentlich immer wieder an- und 

ausgesprochene – Dankbarkeit der Verantwortlichen bei der Stadt und in der Bevölkerung ist 

eine sehr ermutigende und wertschätzende Bestätigung unserer Arbeit. 

 

Mit der Einführung der Selfservice-Recyclingstation „MAEX“ an der Langenberger Straße 

betreibt die EBE eine der ersten per App nutzbaren Stationen bundesweit. Die große 

öffentliche und mediale Aufmerksamkeit, der enorme Zuspruch von Kundinnen und Kunden 

und das vitale Interesse von anderen Entsorgern bestätigen unsere Investitionen und die 

Mühen um reichweitenstarke Öffentlichkeitsarbeit.  

 

Weiterhin sind wir als EBE an einer aktiven, öffentlich und bei den Entscheidern der Stadt 

wahrnehmbaren Rolle in der Stadtgesellschaft hochinteressiert. Wir bringen uns beim neuen 

Abfallvermeidungskonzept der Stadt Essen ein.  

 

Das Infomobil der EBE präsentierte die zentralen Themen des modernen Abfall- und 

Wertstoffmanagements – von der korrekten Entsorgung der verschiedensten Stofffraktionen 

bis hin zum richtigen Verhalten in Grillzonen – von April bis September in den Stadtteilen. Seit 

2021 steht es für die zentralen Themen der EBE in den warmen Monaten des Jahres in den 

einzelnen Stadtteilen und informiert über Abfallvermeidung und -entsorgung, über unsere 

Serviceleistungen und Angebote bis hin zur Terminvergabe und Umweltberatung. 

 

Auch 2025 war die EBE mit Aktionen und Attraktionen bei Stadt- und Stadtteilfesten präsent 

und bereicherte u.a. Essen Original, das Zechenfest auf Zollverein, das Kinderfest im 

Grugapark, das Gutes-Klima-Festival auf der Zeche Carl oder eben die Europäische Woche 

der Abfallvermeidung im November. Diese Woche der Abfallvermeidung stellte 2025 

europaweit das Thema Elektroschrott in den Mittelpunkt. 

 

Nach wie vor nahm die EBE auch 2025 mit den beliebten Recyclinghof-Führungen am 

Ferienspatz-Programm der Stadt Essen teil. Für Kinder der dritten und vierten Klassen 

entwickelte die EBE 2025 ein neues Angebot zur pädagogischen Abfallerziehung, dass die 

Schülerinnen und Schüler zu umweltbewussten und verantwortungsvollen Verbraucherinnen 

und Verbrauchern erziehen soll. Zusätzlich bietet die EBE weiterhin neben den Führungen 

über den Recyclinghof Altenessen und dem Mitmachtheater in Kindertagesstätten mit den 

Kunstfiguren „Herr Stinknich“ bzw. „Frau Schmutznich“ auch den Besuch einer Kleinkehr-

maschine vor Ort in den Kitas an.  

 

Mit der Grünen Hauptstadt Agentur arbeitet auch die UK der EBE bereits seit Ende 2024  

am großen Abfallvermeidungskonzept – eine Arbeit, die sich nahtlos einreiht in die 

Stadtteilkonferenzen zum Thema Stadtsauberkeit, in deren Planung auch jeweils 

öffentlichkeitswirksame Informationsmaßnahmen eine zentrale Rolle einnehmen. Ende 2025 

entschloss sich die EBE, als Partner des Projektkonsortiums zur „Förderung eines 

Kooperationsvorhabens im Förderprogramm Circular Economy – CircularCities.NRW zur 
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Untersuchung, Erprobung und Bewertung neuer Mehrwegangebote und angebots-

unabhängiger Rückführsysteme für B2C-Mehrwegverpackungen“ beratend und unterstützend 

teilzunehmen. 

 

Die Koordination der EBE-Sponsoringmaßnahmen von Sport- und Kulturvereinen ist nach wie 

vor eine wichtige Aufgabe der Unternehmenskommunikation. 

 

Digitalisierung 
 
Im Berichtsjahr wurde die Digitalisierung in den Fachbereichen und Stabsstellen konsequent 

weiter vorangetrieben und in wesentlichen Teilen erfolgreich umgesetzt.  

 

Im Personalbereich konnte das Projekt zur Einführung der digitalen Personalakte zur 

Optimierung der HR-Prozesse weitergeführt werden und steht kurz vor dem Abschluss; 

zugleich wurde mit dem erfolgreich implementierten Audit- und Compliance-Tool ein wichtiger 

Beitrag zur revisionssicheren Unterstützung der SAP-HR-Prozesse geleistet. 

 

Das Finanzwesen hat mit der Einführung des E-Billing den elektronischen Rechnungsausgang 

erfolgreich etabliert und damit die Effizienz im Rechnungswesen gesteigert.  

 

In der operativen Abfallwirtschaft wurde eine sechsmonatige Testphase mit fünf Fahr- 

zeugen zur Erprobung der fachbereichsübergreifenden Einführung des Telematik-Dienstes 

FleetBoard der Daimler Truck AG erfolgreich abgeschlossen. Im Rahmen des Projekts wurden 

Fahr-, Fahrzeug- und Flottenberichte erstellt, die unter anderem den Fahrstil bewerten, 

Verbesserungspotenziale aufzeigen sowie Vergleiche zwischen Fahrzeugen und Fahrern 

ermöglichen. Die Ergebnisse zeigen positive Auswirkungen sowohl auf die Wirtschaftlichkeit 

als auch auf Nachhaltigkeit und Arbeitsabläufe. Gleichzeitig unterstützt FleetBoard 

Maßnahmen zur CO₂-Reduktion im Rahmen des Luftreinhalteplans und der Nachhaltigkeits-

berichterstattung. Die kontinuierliche Unterstützung der Fahrer bei einer vorausschauenden 

und wirtschaftlichen Fahrweise trägt darüber hinaus zur Stressreduzierung und zur Steigerung 

der Mitarbeiterzufriedenheit bei.  

 

Im September 2025 ist das 12-monatige Pilotprojekt zur Erprobung der Systemlösung 

„CORTEXIA“ der Remondis Digital Service GmbH gestartet. Im Rahmen des Projekts wurden 

zwei Flitzer-Fahrzeuge sowie eine Kehrmaschine mit dem CORTEXIA-Kamerasystem 

ausgestattet. 

 

Auf den Recyclinghöfen wurde nach erfolgreicher Pilotphase die MAEX Self-Service 

Recyclingstation in den Dauerbetrieb überführt und damit eine digitale Termin- und 

Zugangsbuchung etabliert. 

 

Ergänzend dazu hat der Stab IT und Digitalisierung ein Learning Management System (LMS) 

für Online-Schulungen zu IT- und Compliance-Themen erfolgreich eingeführt.  
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Cyber Security / Informationssicherheit 
 
Die Entsorgungsbetriebe Essen GmbH verfolgen eine risikoorientierte Cyber-Security-

Strategie mit dem Ziel, die Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit von Informationen und 

IT-Systemen dauerhaft sicherzustellen. Grundlage bildet ein unternehmensweit eingeführtes 

Informationssicherheitsmanagementsystem (ISMS), das sich an anerkannten Standards (u. a. 

ISO/IEC 27001) orientiert und kontinuierlich weiterentwickelt wird. 

 

Zur Umsetzung der Strategie wurden verbindliche Richtlinien zur Informationssicherheit 

etabliert. Diese regeln unter anderem den sicheren Umgang mit Informationen, IT-Assets  

und Zugriffsrechten, die Verantwortlichkeiten von Mitarbeitenden, Führungskräften und 

Dienstleistern sowie Anforderungen an Datenschutz, Zugriffskontrolle und den Betrieb von IT-

Systemen. Die Richtlinien gelten organisationsweit und sind für interne wie externe Beteiligte 

verbindlich. 

 

Ergänzend wurden strukturierte Prozesse eingeführt, um Informationssicherheitsrisiken 

systematisch zu identifizieren, zu bewerten und zu behandeln. Dazu zählen insbesondere das 

Informationssicherheitsrisikomanagement, geregelte Onboarding- und Offboarding-Prozesse 

für IT-Zugriffe, das Lieferantenmanagement mit sicherheitsbezogener Prüfung sowie 

Prozesse zum Umgang mit Sicherheitsereignissen. Flankierend wird der Kompetenzaufbau 

durch verpflichtende Security-Awareness-Schulungen unterstützt, um das Sicherheits-

bewusstsein der Mitarbeitenden nachhaltig zu stärken. 

 

Dezentrale Recyclinghöfe- und stationen  
  

Im Rahmen der strategischen Erneuerung und Erweiterung der Wertstoffhöfe wurden in 2025 

die Planungen für drei Baumaßnahmen (Waschplatz, Recyclingstation Pferdebahn Süd und 

Recyclinghof Lierfeldstraße) durchgeführt. Im Herbst 2025 wurde mit dem Neubau des 

Waschplatzes am Standort Pferdebahnstraße begonnen.  

 

Nach der Fertigstellung des Waschplatzes ist der Rückbau des bestehenden Waschplatzes 

vorgesehen, um auf der freiwerdenden Fläche die bestehende Recyclingstation Pferdebahn-

straße in Modulo-Bauweise zu erweitern. Die sogenannte EasyDrop-Bauweise wird die 

Nutzungsfreundlichkeit erheblich erhöhen und die Aufenthaltsdauer der Kundinnen und 

Kunden reduzieren.  

 

Im Anschluss an die Fertigstellung der Recyclingstation Pferdebahnstraße ist die umfassende 

Modernisierung des bestehenden Recyclinghofs Lierfeldstraße geplant. Die Ertüchtigung 

erfolgt ebenfalls in Modulo-Bauweise und umfasst die für den Weiterbetrieb notwendigen 

Auflagen der Bezirksregierung sowie eine dritte Fahrspur für Anlieferer. Im Weiteren soll ein 

zeitgemäßes, bargeldloses Zahlungssystem eingeführt werden.  
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2.5  Mengen- und Umsatzentwicklung 

Mengenentwicklung 
 
Im Geschäftsjahr 2025 wurden rund 243.067 t Abfälle erfasst und entsorgt. Im Vergleich zum 

Vorjahr mit 248.476 t entspricht dies einer Reduzierung von 5.409 t. 

 
Nachfolgend die Darstellung der Abfallmengen in der Aufteilung nach Abfallschlüsseln. 
 
Fraktion 

2025 2024 
Veränderung  
Vorjahr in (t) 

Kommunalmengen:       

Hausmüll 114.412 118.546 -4.134 

hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle 

25.270 26.042 -771 

Kehricht 13.661 11.619 2.041 

Sperrmüll Recyclinghöfe 4.207 4.498 -291 

Restmüll Recyclinghöfe 3.278 3.184 95 

Restmüll aus Grünflächen 560 444 115 

∑ Kommunalmengen: 161.389 164.333 -2.945 

Gewerbeabfälle:     0 

gemischte Abfälle 11.133 11.175 -42 

Marktabfälle 546 569 -23 

gefährliche Abfälle  0 0   

mineralischer Kehricht       

∑ Gewerbeabfälle: 11.679 11.744 -65 

Sperrmüll 8.703 8.494 209 

Bioabfälle 9.457 10.299 -843 

Grünabfälle 15.444 15.178 266 

PPK blaue Tonne 10.647 11.359 -712 

PPK Depotcontainer 8.717 9.258 -541 

PPK Recyclinghöfe 843 730 113 

PPK Gewerbesammlung       

  20.207 21.347 -1.140 

Kunststoffe 21 24 -3 

Diverse (Schadstoffmobil) 146 120 26 

Holz A I - A IV 7.240 7.600 -360 

Bau- und Abbruchabfälle 4.179 4.875 -696 

sonstige Mengen 2.325 2.258 67 

  240.790 246.273 -5.483 

        

Altkleider 2.277 2.203 74 

  243.067 248.476 -5.409 
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Für die Abfallmengen stehen sowohl den Einwohnern der Stadt Essen als auch den 

Gewerbebetrieben rund 220.000 Behälter für Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, 

Papier- und Bioabfälle in den Größen 40 l bis 1.100 l zur Verfügung. Darüber hinaus werden 

Abfälle auf den Recyclinghöfen und -stationen in größeren Containern und Pressen erfasst. 

 

Der im Vorjahr bei der Kommunalsammlung zu beobachtende Mengenanstieg hat sich im 

Geschäftsjahr 2025 genau umgekehrt: mit 114.412 t ist ein ungewöhnlich deutlicher Rückgang 

um – 4.134 t bzw. – 3,5 % festzustellen. Ohne Zu- und Abwanderung (Daten für 2025 liegen 

aktuell noch nicht vor) wäre die Einwohnerzahl damit - ausgehend von einem Stand von  

ca. 590.000 Einwohnern - um – 2.600 bzw. – 0,4 % gesunken. Insoweit korreliert der Mengen-

rückgang nicht mit der Entwicklung der Einwohnerzahlen. 

 

Für die zum MHKW verbrachten Gewerbeabfälle besteht mit dem Anlagenbetreiber RWE eine 

Liefervereinbarung über 30.000 t, die auch im Geschäftsjahr 2025 trotz der anhaltenden 

konjunkturellen Schwäche eingehalten werden konnte.  

 

Bei den Bioabfällen hat sich der in den beiden Corona-Jahren 2020 und 2021 zu beobachtende 

Anstieg der Sammelmengen (insbesondere wegen verstärkter Gartennutzung) mit Beendi-

gung der Pandemie nicht weiter verstetigen können. In den Jahren 2022 – 2024 schwankten 

die Sammelmengen um einen Wert von 10.000 t herum. 2025 gingen die Mengen auf 9.457 t 

zurück und lagen damit in etwa auf dem Niveau des Jahres 2018 (9.357 t).  

 

Bei der PPK-Sammlung konnte der seit dem Jahr 2018 zu beobachtende Trend rückläufiger 

Sammelmengen trotz Intensivierung der Leerungsintervalle der Depotcontainer auch im 

abgelaufenen Geschäftsjahr nicht gestoppt werden. Der Rückgang lag bei – 1.140 t und 

entsprach damit in etwa dem Mittelwert der letzten sechs Jahre (Rückgang von 2019 bis 2024 

absolut = - 6.415 t, Mittelwert pro Jahr = - 1.285 t).  

 

Bei den sonstigen Mengen handelt es sich um eine Vielzahl an Fraktionen – angefangen von 

Arzneimitteln über asbesthaltige Baustoffe und Bearbeitungsschlämme bis hin zu 

halogenfreien oder wässrigen Emulsionen, die entweder auf den Recyclinghöfen abgegeben 

werden oder aber durch den Containerdienst der ESBE zum Standort Stauderstraße gebracht 

werden. 

 

Umsatzentwicklung 
 
Die Umsätze werden, nach der Trennung des kommunalen und gewerblichen Bereichs, 

ausschließlich im kommunalen Geschäftsfeld erzielt. Zum kommunalen Bereich zählt die 

(Rest-)Abfallsammlung, die Bioabfallsammlung, die Straßenreinigung mit Winterdienst, die 

Grünflächenreinigung, die Recyclinghöfe, der Anlagenbetrieb an der Stauderstraße sowie die 

Vermarktung freier MHKW-Kapazitäten.  
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Der Umsatz des Geschäftsjahres 2025 liegt um 5,8 Mio. EUR über dem Vorjahresniveau und 

damit um ca. 5,01 % oberhalb des Umsatzes von 2024.  

 

  2020 2021 2022 2023 2024 2025 

  in TEUR  in TEUR  in TEUR  in TEUR  in TEUR  in TEUR  

Umsatzerlöse  107.583  113.506  112.046  107.126  115.805  121.607  

Veränderung  -452 5.923 -1.460 -4.920 8.679 5.802 

ggü. dem Vorjahr  -0,42% 5,51% -1,30% -4,39% 8,10% 5,01% 

 
 
Die Umsatzerlöse teilen sich wie folgt auf: 
 

  2025 2024 Differenz  
  in 

TEUR 
in TEUR  in TEUR 

Kommunalverträge  80.730 75.775 4.955  

Kommunalmengen MHKW  12.173 11.715 458  

gewerbliche Kleinbehälter  10.196 9.543 653  

Betriebsstätte Stauderstraße, MHKW-
Vermarktung   

 
6.535 6.588 -53  

ESBE (Dienstleistungen / 
Personalgestellung)  

4.146 4.499 -353  

Vermarktungserlöse (PPK, Altmetalle)   2.742 2.415 327  

Werkstatt  1.992 1.740 252  

gewerbliche Straßenreinigung  1.710 1.625 85  

Recyclinghöfe / Sperrmüll-Express / 
Altkleider  

430 987 -557  

Sonstige Umsätze  953 918 35  

Summe  121.607 115.805 5.802  
 
 
Die Kommunalverträge wurden im Jahr 2022 durch entsprechende Zusatzvereinbarungen 

ergänzt. Darin wurde neben der Ausweitung der Leistungsverzeichnisse auch die Kalkulation 

neu erstellt.  Die Parameter für die Preisgleitung blieben hingegen unverändert. Aufgrund des 

hohen Tarifabschlusses 2023 / 2024, der in der Preisanpassung für das Jahr 2025 vollends 

Berücksichtigung fand, kam es zu vergleichsweise hohen Preisanpassungen für das Jahr 

2025. Konkret beliefen sich diese auf + 6,64 % beim Entsorgungsvertrag (Mittelwert 2020 – 

2024 = 2,46 %) und + 7,92 % beim Straßenreinigungsvertrag (Mittelwert 2020 – 2024 = 

2,44%). Konkret haben sich hierdurch die Jahressummen beim Entsorgungsvertrag um 3.353 

T€ und beim Straßenreinigungsvertrag um 1.778 TEUR erhöht.   

 

Mit der zum 01.01.2024 umgesetzten Novelle zum Brennstoffemissionshandelsgesetz 

(BEHG) wurde die CO₂-Bepreisung auf alle fossilen Brennstoffe ausgeweitet. Betroffen ist 

davon auch die Abfallverbrennung. Diese Regelung galt auch in 2025 fort. In 2025 stiegen die 

Kosten für die Beschaffung der nötigen CO₂-Zertifikate von 45 EUR auf 55 EUR  pro Tonne 

CO₂ bei unveränderten Verbrennungsentgelten seitens des Anlagenbetreibers RWE. 

 

Das Umsatzplus bei den gewerblichen Kleinbehältern basiert auf der Preisanpassung von 

durchschnittlich 5,39 % zum 01.01.2025.  
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Der Umsatzrückgang der Betriebsstätte Stauderstrasse ist Folge einer geringeren Auslastung 

des MHKW Gewerbevertrages. Gegenüber dem Vorjahr (31.078 t) ging die Anlieferungs-

menge 2025 (30.799 t) um 278 t zurück.   

 

Die gegenüber der Tochtergesellschaft ESBE erbrachten Dienstleistungen (insbesondere 

Fahrzeug- und Personalgestellung) entwickeln sich planmäßig rückläufig. Im Laufe der Jahre 

soll - abgesehen von der Übernahme zentraler Verwaltungstätigkeiten - eine vollständige 

Entkoppelung erreicht werden. 

 

Im Jahresverlauf 2025 lag der durchschnittliche Vermarktungspreis für PPK oberhalb des 

Vorjahresniveaus. Zudem ist die Vermarktungsmenge infolge rückläufiger Sammelmengen 

von 19.981 t in 2024 auf 19.130 t in 2025 zurückgegangen.  

 

Der Umsatzanstieg bei der Werkstatt basiert auf der Ausweitung der Geschäftsbeziehungen 

zum Kunden Stadtwerke Essen. Anders als zuvor werden von dort nunmehr deutlich mehr 

Fahrzeuge zur EBE Werkstatt verbracht.  

 

Bei der gewerblichen Reinigung wurden in 2025 die Vertriebsbemühungen hinsichtlich der 

Reinigung von Gewerbeflächen intensiviert. 

 

Der deutliche Umsatzrückgang im Bereich Recyclinghöfe / Sperrmüll / Altkleider ist allein auf 

den Wegfall der Erlöse für das Aufstellen der Altkleidercontainer zurückzuführen. Nach der 

Neuausschreibung der entsprechenden Konzessionen, die im Vorjahr noch zu einem 

deutlichen Umsatzplus führte, ist der Altkleidermarkt regelrecht zusammengebrochen. 

Notierten die Vergütungen für Alttextilien noch im September 2023, dem Zeitpunkt der 

Ausschreibung, bei 360 EUR/t, ist dieser Wert bis Mai 2025 auf 45 EUR/t gesunken. Im Juli 

2025 erfolgte dann der vollkommene Einbruch; seit diesem Zeitpunkt notieren die Vergütungen 

im negativen Bereich (Zuzahlungen).  

 

3.  Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage  

3.1  Vermögenslage 
 
Die Bilanzsumme ist gegenüber dem Vorjahr von TEUR 57.997 um TEUR 2.942 auf TEUR 

60.939 gestiegen.   

 

Das Anlagevermögen ist im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 3.443 gestiegen. Dahingegen ist 

das Umlaufvermögen um ca. TEUR 519 gesunken. Der Rechnungsabgrenzungsposten ist von 

TEUR 98 auf TEUR 115 in 2025 gestiegen.   

 

Die Erhöhung des Anlagevermögens um TEUR 3.443 resultiert aus einem Zuwachs bei den 

immateriellen Vermögensgegenständen von TEUR 13 sowie aus einer Steigerung des 

Sachanlagevermögens um TEUR 3.430.    
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Investitionen in das Sachanlagevermögen wurden im Geschäftsjahr 2025 in einer Gesamt- 

höhe von TEUR 9.346 getätigt. Für die Anschaffung von Fahrzeugen wurden Investitionen in 

Höhe von TEUR 6.519 geleistet. Weitere Zugänge erfolgten im Wesentlichen im Bereich der 

Anlagen im Bau (noch nicht fertiggestellte Fahrzeuge sowie in den Ausbau der Recyclinghöfe) 

in Höhe von TEUR 1.995 sowie in Gebäude und einer Zufahrtstraße zum Betriebsgelände auf 

der Pferdebahnstraße in Höhe von TEUR 317.   

 

Ferner sind Investitionen für die Betriebs- und Geschäftsausstattung in Höhe von TEUR 316 

angefallen. Dies betrifft überwiegend Investitionen in sonstige  technische  Ausstattung  wie 

die Ladeinfrastruktur und Elektrogeräte für die Wäscherei. 

 

Das Anlagevermögen stellt insgesamt mit ca. 76,3 % nach wie vor den größten Anteil am 

Gesamtvermögen der EBE dar. Das Anlagevermögen ist durch Eigenkapital sowie mittel- und 

langfristiges Fremdkapital finanziert.   

 

Das Umlaufvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 519 von TEUR 14.878 auf 

TEUR 14.359 reduziert. Ursächlich hierfür ist insbesondere der Rückgang der Forderungen 

gegen verbundene Unternehmen um TEUR 848 sowie der sonstigen Vermögensgegenstände 

um TEUR 2.534. Die Entwicklung resultiert im Wesentlichen einerseits aus geringeren 

vereinnahmten Beteiligungserträgen der ESBE GmbH & Co. KG im Vergleich zum Vorjahr 

sowie andererseits aus erhaltenen Erstattungen von Gewerbesteuervorauszahlungen der 

Vorjahre. 

 

Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten sind im Vergleich zum Vorjahr um 

TEUR 17 gestiegen.  

 

Auf der Passivseite ist das Eigenkapital im Vergleich zum Vorjahr auf Grund des gestiegenen 

Jahresüberschusses um TEUR 751 gewachsen.   

 

Die EBE hat für die Anschaffung von Anlagevermögen staatliche Fördermittel erhalten. In dem 

Sonderposten sind Zuschüsse für ein Wasserstofffahrzeug ausgewiesen, welche ratierlich 

analog der Abschreibungsdauer aufgelöst werden. Des Weiteren sind im Geschäftsjahr Mittel 

in Höhe von TEUR 69 für die Förderung von Ladesäulen für E-Fahrzeuge geflossen. 

 

Die Rückstellungen sind im Vergleich zum Vorjahr von TEUR 8.956 um TEUR 510 auf  

TEUR 8.446 gesunken. Diese betreffen im Wesentlichen Personalrückstellungen (u.a. Urlaub, 

Überstunden, Altersteilzeit) in Höhe von TEUR 4.729 sowie sonstige Rückstellungen (z.B. für 

ausstehende Rechnungen sowie unterlassenen Instandhaltung) in Höhe von TEUR 3.258. 

Außerdem wurden Rückstellungen in Höhe von TEUR 446 für Ertragssteueraufwendungen 

gebildet, welche sich nach der letzten Steuerkalkulation und dem Unterschiedsbetrag zu den 

bereits geleisteten Vorauszahlungen ergeben. 

 

  



  
 

 
 

 

Anlage 4/17

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und Leasinggesellschaften sind im Vergleich 

zum Vorjahr um TEUR 1.626 gestiegen. Den planmäßigen Darlehenstilgungen des Geschäfts-

jahres bei Kreditinstituten und Leasinggesellschaften in Höhe von TEUR 6.816 stehen Finanz-

mittelaufnahmen in Höhe von TEUR 8.442 bei Kreditinstituten und Leasinggesellschaften 

gegenüber. Die Mittelaufnahme betraf im Wesentlichen die Finanzierung von Fahrzeug-

ersatzinvestitionen sowie dem Bauprojekt an der Pferdebahnstraße im Rahmen der 

Recyclinghof Modernisierung. 

 

Finanzielle Leistungsindikatoren 
 
Wesentliche finanzielle Leistungsindikatoren, die der Steuerung des Geschäfts dienen, sind 

die Umsatzerlöse und der Jahresüberschuss. Hieraus abgeleitet ergeben sich zum 31.12.2025 

folgende Verhältniszahlen: 

 

in %  2025 2024 

 
 

Umsatzrentabilität = Gewinn *100  5,76 5,40 
 Umsatzerlöse 
 
 
Eigenkapitalquote =  Eigenkapital *100 30,70 30,96 
 Gesamtkapital 
 
 
Eigenkapitalrentabilität = Gewinn * 100 37,42 34,81 
 Eigenkapital   
 
 
Personalaufwandsquote = Personalaufwand *100  53,93 54,36 
 Umsatzerlöse + sbE  

 

3.2. Ertragslage 
 
Die Umsätze im Geschäftsjahr 2025 sind mit ca. TEUR 121.607 im Vergleich zum Vorjahr 

(TEUR 115.805) um rund TEUR 5.802 gestiegen.   

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge sind im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 383 von  

TEUR 2.481 auf TEUR 2.098 gesunken. Hierzu haben insbesondere um TEUR 767 geringere 

Versicherungserstattungen für Schadenfälle beigetragen, während Erträge aus der 

Auflösungen von Rückstellung vor allem für personalwirtschaftliche Sachverhalte um TEUR 

295 gestiegen sind. 

 

Die Materialaufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr in Höhe von TEUR 30.135 um rund 

TEUR 518 auf TEUR 30.653 gestiegen.   
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Dies ist der Reduzierung der Aufwendungen für die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und 

bezogene Waren um TEUR 330 auf TEUR 4.947 und dem Anstieg der Aufwendungen für 

bezogene Leistungen um TEUR 848 von TEUR 24.858 auf TEUR 25.706 insgesamt 

geschuldet.   

 

Der Personalaufwand hat sich im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 2.409 von TEUR 64.301 

auf TEUR 66.710 erhöht. Die Erhöhung resultiert im Wesentlichen aus der Tarifsteigerung  

im Geschäftsjahr 2025. Zum 31.12.2025 waren bei der EBE 1.081 Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen beschäftigt.    

 

Die Abschreibungen des Geschäftsjahres betragen TEUR 5.556 und liegen damit rund  

TEUR 261 unter dem Vorjahresniveau.   

 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen liegen mit TEUR 12.463 um TEUR 705 über dem 

Vorjahresniveau.     

 

Das Finanzergebnis ist im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 99 von TEUR 2.186 auf  

TEUR 2.087 gesunken.    

 

Trotz der gestiegenen Finanzmittelaufnahmen von TEUR 8.442 reduzierten sich die Fremd-

kapitalzinsen im Vergleich zum Vorjahr um rund TEUR 215 auf TEUR 536. Dies ist damit zu 

begründen, dass die Mittel zum großen Teil zum Ende des Geschäftsjahres aufgenommen 

wurden und dem verhältnismäßig wenig Zinsbelastungen entgegenstehen. Ferner sind in den 

Zinsen und ähnlichen Aufwendungen Zinseffekte aus der Abzinsung langfristiger Rück-

stellungen in Höhe von TEUR 37 enthalten.  

 

Es wurden Zinserträge in Höhe von TEUR 134 erzielt, davon TEUR 50 aus dem Cashpool der 

Stadt Essen und TEUR 48 aus der Verzinsung des Kapitalkontos bei der Tochtergesellschaft 

ESBE GmbH & Co. KG für das positive Jahresergebnis der vergangenen Geschäftsjahre.  

Des Weiteren resultierten TEUR  36 aus Abzinsung von Rückstellungen, wie beispielsweise 

der Jubiläums Rückstellung oder der Rückstellung für gewerbliche Kleinbehälter.    

 

Die EBE erwirtschaftete im Berichtsjahr 2025 ein Jahresergebnis vor Steuern in Höhe von 

TEUR 10.411 (Vorjahr: TEUR 8.461).   

 

Nach Abzug der Ertragsteuern für das abgelaufene Geschäftsjahr von TEUR 3.203 und 

sonstigen Steuern von TEUR 207 weist die EBE einen Jahresüberschuss von ca. TEUR 7.000 

aus. Dieser ist um TEUR 751 höher als im Vorjahr. 

 



  
 

 
 

 

Anlage 4/19

3.3. Finanzlage 
 
Über die Liquiditätssituation und die finanzielle Entwicklung gibt nachfolgende, nach DRS 21 

erstellte Kapitalflussrechnung, Aufschluss. 

  
2025 2024  

TEUR TEUR 

Periodenergebnis 7.000 6.249 

Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 5.556 5.817 

Zunahme (+)/Abnahme (-) der Rückstellungen -510 332 

sonstige zahlungsunwirksame Erträge -1 -1 

Gewinn aus dem Abgang von Gegenständen des 
Anlagevermögens 

-436 -391 

Zunahme (-)/ Abnahme (+) der Vorräte, der Forderungen aus 
-2.285 -520 

  Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva 

Zunahme (+)/ Abnahme (-) der Verbindlichkeiten aus                            
10.387  

-188 
  Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva 

Zinsaufwendungen (+)/ Zinserträge (-) 482 738 

Ertragsteueraufwendungen 3.203 1.995 

Ertragssteuerzahlungen -2.430 -3.333 

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 20.966 10.698  

  
Einzahlungen aus Abgängen des Sachanlagevermögens 818 924 

Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle 
Anlagevermögen 

-34 -5 

Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -9.346 -3.840 

Einzahlungen aus Abgängen des Finanzanlagevermögens   0 0 

Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen 0 0 

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -8.562 -2.920 
 

  
Auszahlungen an Unternehmenseigner -9.450 -3.201 

Einzahlung aus der Aufnahme von Finanzkrediten 6.344 2.133 

Auszahlungen (-)/Einzahlungen (+) aus der  Tilgung/Aufnahme 
von Gesellschafterdarlehen   

-2 -524 

 
Auszahlungen aus der Tilgung von Finanzkrediten  -3.759 -2.369  

Aufnahme von Mietkaufverbindlichkeiten 2.097 1.708  

Tilgung von Mietkaufverbindlichkeiten -3.057 -2.625  

gezahlte Zinsen -580 -794  

erhaltene Zinsen 134 115  

    

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -8.273 -5.557  
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Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 4.131 2.221  
 

   

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode -1.015 -3.236  

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds 4.131 2.221  

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 3.116 -1.015  
 

  
 

 
31.12.202

5 
31.12.202

4 
 

 
TEUR TEUR  

Zusammensetzung des Finanzmittelfonds    

Liquide Mittel 133 117  

Cash-Pool 2.983 -1.132  
 

   

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 3.116 -1.015  

   
 

 
 
Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit hat sich im Vergleich zum Vorjahr stark um 

TEUR 10.268 erhöht.  Dies liegt im wesentlichen an der Zunahme von Verbindlichkeiten und 

anderen Passiva.   

 

Der Cashflow aus der Investitionstätigkeit hat sich im Vergleich zum Vorjahr infolge des 

höheren Investitionsvolumens  um TEUR 5.641 verschlechtert.  

 

Der  Finanzmittelfonds  hat  sich  aufgrund  der Umkehr vom negativen zum positiven  Cash-

Pool-Saldo insgesamt im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 4.131 auf TEUR 3.116 verbessert. 
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3.4. Plan-/Ist-Abweichung 

 

  
IST 2025 
in TEUR 

PLAN 2025 
in TEUR 

Abweichung 
in TEUR 

Umsatzerlöse  121.607 121.962 -355  

Sonstige betriebliche Erträge  2.098 1.143 955  

Materialaufwand  30.653 32.024 -1.371  

Personalaufwand  66.710 68.029 -1.319  

Abschreibungen   5.556 5.903 -347  

Sonstige betriebliche Aufwendungen  12.463 11.257 1.206  

Finanzergebnis  2.088 1.329 759  

Ergebnis vor Steuern  10.411 7.221 3.190  

Ertrags- und Einkommensteuer  3.203 1.989 1.214  

Sonstige Steuern  207 226 -19  

Jahresüberschuss  7.000 5.006 1.994  

 

 

Die zum Jahresende 2025 realisierten Umsatzerlöse liegen mit ca. TEUR 121.607 rund  

TEUR 355 unter dem Planansatz. 

 

Die leicht unterplanmäßigen Umsatzerlöse sind im Wesentlichen mengen- und preisbedingt.  

Hier wurden u.a. die Minderumsätze bei der Altkleider- (TEUR -657) und Schrottvermarktung 

(TEUR -143) nur in Teilen durch höhere Umsätze bei der PPK-Vermarktung (TEUR +648) 

kompensiert. 

 

Ein Großteil der Planüberschreitung bei den sonstigen betrieblichen Erträgen resultiert aus 

höheren Rückstellungsauflösungen (TEUR +462), ungeplanten Investitionszuschüssen 

(TEUR +253) und Erlösen aus Anlagenabgängen (TEUR +233). 

 

Bei den Materialaufwendungen lagen vor allem die Kosten der Abfallentsorgung aufgrund von 

niedrigeren Mengen in Höhe von TEUR -858 und die Kosten für KFZ-Betriebsstoffe in Höhe 

von TEUR -396 unter Plan.  

 

Beim Personalaufwand wurden im Vergleich zum Planansatz nicht alle geplanten 

Mitarbeiterzugänge tatsächlich umgesetzt bzw. diese erfolgten zu einem späteren Zeitpunkt 

als geplant.  

 

Bei den sonstigen betrieblichen Aufwendungen führten vor allem höhere Instandhaltungs-

aufwendungen bei den Grundstücks- und Gebäudekosten zu einer negativen Planabweichung 

(TEUR -1.206). 
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Das Finanzergebnis entwickelte sich zum einen aufgrund des höheren als geplanten 

Ergebnisses der Tochtergesellschaft ESBE sowie geringerer Zinsaufwendungen insgesamt 

um TEUR +759 positiver als geplant. Ferner sind geringere Investitionen als geplant 

angefallen, da geplante Vorhaben nicht komplett umgesetzt wurden und sich in das Folgejahr 

verlagern. Diese haben zu einem geringeren Finanzbedarf sowie geringeren Abschreibungen 

in Höhe von TEUR -347 geführt.   

 
Aufgrund des höheren als geplanten Ergebnisses vor Steuern sind auch die Ertrags- und 

Einkommenssteuerbelastungen um TEUR 1.214 höher als geplant.    

 

Der geplante Jahresüberschuss in Höhe von TEUR 5.006 wurde insgesamt um TEUR 1.994 

übertroffen. 

4. Personalbericht 

 
Im Jahre 2017 wurden die Zielvorgaben bezüglich des Frauenanteils im Aufsichtsrat und der 

Geschäftsführung durch den Aufsichtsrat sowie die Gesellschafterversammlung bis zum  

30. Juni 2022 beschlossen. Im Juni 2022 wurden die Zielvorgaben durch die Gremien der EBE 

im Aufsichtsrat (11 %) und der Geschäftsführung (0 %) erneut bis zum 30. Juni 2027 

festgesetzt. 

 

Zum 31. Dezember 2025 beträgt der Frauenanteil im Aufsichtsrat ca. 6 %. Der Frauenanteil in 

der Geschäftsführung beträgt 0 %. Der Frauenanteil in der Geschäftsführung und der  

obersten Managementebene (Prokuristen) beträgt zum 31. Dezember 2025 0 %. 

 

Die EBE bildete im Geschäftsjahr im Durchschnitt 24 Auszubildende in 6 Ausbildungsberufen 

aus.  

 

Die von der EBE erbrachten Leistungen im Bereich der Müllabfuhr, der Straßenreinigung und 

des Winterdienstes sind sehr personalintensiv. Entsprechend bildet hier der Personalaufwand 

den größten Kostenblock. Gleichzeitig stellt das Personal den wichtigsten Erfolgsfaktor zur 

Leistungserbringung dar. 

 

Die Personalzahlen sind stichtagsbezogen im Vergleich zum Vorjahr um 9 Beschäftigte 

gesunken.   
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31.12.2024 

 
31.12.2025 

 

Anzahl Beschäftigte (Voll- und Teilzeitbeschäftige, incl. 
Auszubildende) 
  

1.090 1.081 

davon in Altersteilzeit  
 

19 15 

davon Auszubildende 26 23 

 

5.  Leistungsbeziehungen mit Konzerngesellschaften der Stadt Essen und 
REMONDIS-Gesellschaften 

 
Die nachfolgenden Tabellen zeigen die im Vergleich zum Vorjahr im Konzern Stadt Essen 

(incl. nahestehenden Unternehmen) angebotenen Leistungen (Umsätze) und nachgefragten 

Leistungen (Aufwendungen) der EBE sowie die Leistungsbeziehungen mit REMONDIS-

Gesellschaften. 
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5.1. Umsätze mit Konzerngesellschaften Stadt Essen und mit REMONDIS-

Gesellschaften 

 
Für den Konzern Stadt Essen werden u. a. Entsorgungsleistungen, Reinigungsleistungen, 

Werkstattleistungen, Winterdienstleistungen sowie Gutachterleistungen erbracht. Es wurden 

nachfolgende Umsätze erzielt. 

 

Konzern Stadt Essen (netto) 
2025 2024 

in TEUR in TEUR 

Umsätze mit der Stadt Essen 97.446 90.524 

Umsätze mit Beteiligungsunternehmen der Stadt Essen  1.606 1.431 

davon:      

Allbau GmbH 9 3 

Allbau Managementgesellschaft mbH 22 20 

EMG Essen Marketing GmbH 70 66 

Essener Arbeits-Beschäftigungsges. mbH 34 38 

Ruhrbahn GmbH 46 25 

EVV Verwertung- und Betriebs GmbH 953 977 

Grundstücksverwaltung Stadt Essen GmbH 5 35 

Gesellschaft für Soziale Dienstleistungen Essen mbH 102 101 

Jugendhilfe Essen GmbH 6 5 

RGE Servicegesellschaft Essen mbH 5 5 

Sport- und Bäderbetriebe Essen 175 168 

Stadtwerke Essen AG 135 46 

Suchthilfe direkt Essen GmbH 8 8 

Theater und Philharmonie Essen GmbH 3 2 

Wassergewinnung Essen GmbH 12 13 

Weisse Flotte Baldeney GmbH 2 3 

Zukunftszentrum Zollverein AG 19 18 

  Summe  99.052 92.056 

 
 
Mit REMONDIS-Gesellschaften wurden nachfolgende Umsätze z.B. im Bereich von 

Entsorgungsleistungen und Schrottverwertung erwirtschaftet: 

 
 
Umsätze mit REMONDIS-Gesellschaften (netto) 

2025 
in TEUR 

 

2024 
in TEUR 

 

Umsätze mit REMONDIS-Gesellschaften  466 481 
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5.2. Aufwendungen mit Konzerngesellschaften der Stadt Essen und REMONDIS-
Gesellschaften 

 
Im Konzern Stadt Essen werden z. B. Energielieferungen, EDV-Dienstleistungen, sonstige 

Dienstleistungen und Miet- und Pachtleistungen für Grundstücke und Gebäude nachgefragt. 

Des Weiteren fallen Abgaben wie z.B. Steuern und Bürgschaftsgebühren an. 

 

 
Konzern Stadt Essen (netto) 

2025 
in TEUR 

 

2024 
in TEUR 

 
Aufwendungen mit der Stadt Essen 2.108 2.921 

Aufwendungen mit Beteiligungsunternehmen der Stadt Essen  2.127 2.278 

  Summe 
4.235 5.199 

 
 
Von REMONDIS-Gesellschaften wurden im Wesentlichen Beseitigungs- und Verwertungs-

leistungen, Fuhrleistungen sowie Fahrzeugeinkäufe nachgefragt. 

 
 
Aufwendungen mit REMONDIS-Gesellschaften (netto) 

2025 
in TEUR 

2024 
in TEUR 

Aufwendungen mit REMONDIS-Gesellschaften  3.165 3.291 

 

6.  Risiko- und Compliance-Management  

6.1.  Risikomanagement 
 
Um langfristig und nachhaltig erfolgreich zu sein, müssen potentielle Risiken systematisch und 

nach einheitlichen Standards in den Entscheidungsprozess einbezogen werden.   

 

Die EBE verfügt über ein Risikomanagementsystem gemäß dem Gesetz zur Kontrolle und 

Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG). Bereits seit Jahren hat die EBE Richtlinien 

zum Risikomanagementsystem in einem Risikomanagement-Handbuch dokumentiert.   

 

Im Rahmen regelmäßiger Abfragen werden die Risiken durch festgelegte Bereichs-

verantwortliche mitgeteilt und anschließend im Risikohandbuch aufgenommen. Diese Risiken 

werden einzeln hinsichtlich der Art des Risikos, Schadenshöhe, Eintrittswahrscheinlichkeit, 

bereits ergriffener Maßnahmen zur Kompensation sowie noch zu treffender Maßnahmen 

erläutert und in einer Risk-Map dargestellt. Das Risikomanagementsystem ist integraler 

Bestandteil des gesamten Planungs-, Steuerungs- und Berichterstattungsprozesses.     

 

Es bestehen regulatorische Risiken aus der Nichteinhaltung von Gesetzen und Bestimmungen 

zum ordnungsgemäßen Anlagenbetrieb, die potenziell zur zeitlich befristeten Stilllegung von 

Anlagenbetrieben oder zum Entzug der Anlagengenehmigung führen können. Infolge der 

laufenden Überprüfung aller Standorte u.a. auch durch jährliche Zertifizierungen wird hier 

aktuell kein konkretes Risiko gesehen.   
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Engpässe bei Lieferanten und Dienstleistern können zu Verzögerungen bei der Beschaffung 

von  technischem  Equipment,  Waren  und  Dienstleistungen  führen,  die  als  Konsequenz 

Kostensteigerungen oder die Nichterfüllung vertraglicher Leistungen haben kann. Die Eintritts- 

wahrscheinlichkeit wird zwar als hoch angesehen, aufgrund der etablierten Maßnahmen wie 

einer  frühzeitigen  Planung,  einer  permanenten  Marktbeobachtung  und  der  laufenden 

Überwachung der Beschaffungsprozesse wird der Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage als gering angesehen.   

 

Das Abfallrecht unterliegt kontinuierlichen Änderungen, was eine ständige Anpassung an neue 

Vorschriften erforderlich macht. Die strikte Einhaltung von Vorschriften zur Abfallentsorgung 

und  -trennung  kann  mit  hohen  Kosten  und  administrativem  Aufwand  verbunden  sein. 

Strengere gesetzliche Regelungen im Bereich des Recyclings oder die Einführung neuer 

Steuern und Abgaben für CO₂-Emissionen könnten ebenfalls die Betriebskosten erhöhen und 

die Rentabilität des Unternehmens beeinträchtigen   

 

Mit der zunehmenden Digitalisierung steigt das Risiko von Cyberangriffen und Datenschutz- 

verletzungen. Da immer mehr Prozesse digitalisiert und automatisiert werden, besteht die 

Gefahr, dass sensible Unternehmensdaten oder Kundeninformationen gefährdet werden. 

Unternehmen müssen in Sicherheitsmaßnahmen investieren, um ihre Daten und Systeme zu 

schützen. Ein Cyberangriff könnte nicht nur zu finanziellen Verlusten führen, sondern auch das 

Vertrauen der Kunden in das Unternehmen beeinträchtigen. Diesen wird durch laufende 

Überwachungen von Zugriffsrechten, Vorhalten ausreichender IT- Systeme, dem IT-

Sicherheitsmanagement sowie der Sensibilisierung der Leitungsebene und der Mitarbeiter 

begegnet. Insofern wird die Eintrittswahrscheinlichkeit mit mittel bewertet mit einem nur 

geringen Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage.   

 

Auf Grund der derzeitigen wirtschaftlichen Lage sowie den geopolitischen Auseinander-

setzungen (z.B. Kriege in der Ukraine und Iran) verbunden mit Rohstoffmangel, Preis- / 

Zinssteigerungen sowie höheren CO₂-Abgaben entstehen höhere Entsorgungs-, Investitions- 

und Finanzierungskosten, die unter Umständen die Liquidität belasten könnten. Die 

geopolitischen Spannungen führten zuletzt zu deutlichen Schwankungen auf den Energie- und 

Rohstoffmärkten. So stieg der Dieselpreis zeitweise auf über 2,30 EUR je Liter und lag damit 

deutlich über dem Vorjahresniveau. Zudem erhöhte sich der nationale CO₂-Preis von 45 EUR 

je Tonne (2024) auf 55 EUR je Tonne (2025); für 2026 gilt ein Preiskorridor von 55 EUR bis 

65 EUR je Tonne. Gleichzeitig wirken sich das gestiegene Zinsniveau sowie höhere 

Finanzierungskosten belastend auf Investitionen und die Liquiditätslage aus. Die EBE versucht 

die gestiegenen Kosten an die Kunden weiterzureichen. Volatile Preise für Sekundärrohstoffe 

(z. B. Altpapier, Metalle) können Erlöse aus der Verwertung negativ beeinflussen. 

 

Wesentlicher Bestandteil des internen Kontrollsystems ist neben der funktionalen Trennung 

von Rechnungswesen und Controlling die Implementierung des 4-Augenprinzips für alle 

Geschäftsvorfälle gemäß den Regelungen der Geschäftsordnung der EBE. Interne Prozesse 

werden darüber hinaus regelmäßig auf den Anpassungsbedarf überprüft. 
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6.1.1 Umweltrisiken 
 

Umweltrisiken,  also  Gefahren  für  die  Umwelt,  aus  dem  Betrieb  der  Anlagen  oder  dem 

Umgang  mit  Gefahrgütern  bestehen  in  keinem  nennenswerten  Umfang.  Die  EBE  hält 

alle  vorgeschriebenen  Vorrichtungen  und  Maßnahmen  zur  Vermeidung  von  Gefahren 

einschließlich der Beschäftigung entsprechender Umweltbeauftragter, wie Immissionsschutz, 

Gefahrgut-  und  Abfallbeauftragter,  sowie  Sicherheitsfachkraft,  Brandschutzbeauftragter, 

Wassersachverständiger und Sachverständiger AWSV ein. Diese befähigten Personen achten 

auf die Einhaltung der erforderlichen Schutzmaßnahmen zur Sicherstellung der Umwelt- und 

Sicherheitsstandards.    

 

Die Einhaltung der Gesetze und der ordnungsgemäße Anlagenbetrieb wird durch regelmäßige 

Prüfungen von Aufsichtsbehörden kontrolliert.  Die Umweltrisiken werden jährlich im Rahmen 

der Zertifizierung als Entsorgungsfachbetrieb betrachtet. Seit 1999 ist die EBE zertifiziert  

nach Entsorgungsfachbetriebeverordnung (EfbV). Das EFB-Zertifikat wird jährlich von der 

Entsorgergemeinschaft EdDE vergeben und online auf der Internetseite der EBE und dem 

Fachbetrieberegister „eFBV“ veröffentlicht. 

 

Im September 2025 wurde turnusmäßig das Audit gemäß der Entsorgungsfachbetriebe-

verordnung durch die externe Zertifizierungsgesellschaft TÜV Nord erfolgreich durchgeführt. 

Die nächste Zertifizierung steht im September 2026 an. Die Vorgaben der EfbV gewährleisten 

qualitativ gute Dienstleistungen und die Einhaltung von Umweltstandards.    

 

Für geschäftsübliche Risiken wurde eine Betriebshaftpflichtversicherung abgeschlossen. Dies 

wird auch durch die regelmäßigen Audits im Rahmen der Zertifizierung als Entsorgungs- 

fachbetrieb geprüft. Insgesamt bestehen somit keine besonderen Umweltrisiken. 

6.1.2  Risikosteuerung durch Finanzierungsinstrumente 
 
Finanzierungsinstrumente zur Absicherung von Risiken, wie z. B. Termingeschäfte, Optionen 

oder Derivate wurden nicht eingesetzt.   

 

Insgesamt wird die Risikolage als beherrschbar eingeschätzt. Bestandsgefährdende Risiken 

sind derzeit nicht erkennbar. 

6.2  Chancen 
 
Im Jahr 2024 wurden Recruiting-Strategien optimiert und intensiviert. Für den Bereich der 

Ausbildung wurden in 2025 weitere innovative Wege eingeschlagen, um bei potentiellen neuen 

Talenten als attraktiver Arbeitgeber wahrgenommen zu werden. Das Thema Recruiting und 

Employer Branding wird in den nächsten Jahren nicht zuletzt auf Grund des Fach-

kräftemangels weiterhin einen hohen Stellenwert haben. Darüber hinaus gilt es weitere 

Digitalisierungen von Unternehmensprozessen voranzutreiben. Dies gilt sowohl für den 

operativen als auch für den Verwaltungsbereich.  
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Der Testbetrieb des digitalen Wertstoffhofes wurde erfolgreich abgeschlossen und soll auf 

weitere Recyclingstationen ausgebaut werden. Hierdurch wird die zeitliche Erreichbarkeit der 

Wertstoffhöfe zusätzlich verlängert.  

 
 
6.2.1 Technologische Chancen 
 
Durch innovative Technologien im Bereich Abfallverarbeitung und Recycling eröffnen sich 

neue Möglichkeiten, die Effizienz und Nachhaltigkeit der Entsorgung zu erhöhen. So könnten 

fortschrittliche Technologien wie der Einsatz von Sensortechnologien zur Überwachung des 

Abfallvolumens oder die Optimierung von Recyclingprozessen den Betrieb verbessern und die 

Kosten für  die  Endentsorgung  verringern bzw. weitere Fördermittel zu erschließen.  Auch die  

Nutzung  von  alternativen,  umweltfreundlicheren Antriebsarten oder alternativen Kraftstoffen 

wie z.B. HVO-Diesel für die Fahrzeuge, könnte den CO₂-Ausstoß reduzieren.  

 
 
6.2.2 Markt- und Wachstumschancen 
 

Politische als auch gesellschaftliche Trends wie die z.B. die separate Erfassung des Bioabfalls, 

der Gewerbeabfallverordnung oder Maßnahmen zur Abfallvermeidung fördern das Wachstum 

im Entsorgungs- und Recyclingmarkt und bieten zusätzliche Einnahmequellen. 

 

In zunehmendem Maße wünschen Kunden ein erweitertes Leistungsportfolio in Form eines 

„Service aus einer Hand“.  So bietet die EBE z.B. neben der Reinigung von Veranstaltungen 

zunehmend auch die Ausstattung der Veranstaltung mit Bechern, Essbesteck und Tellern 

sowie deren Reinigung an. 

 

6.3. Compliance-Management 
 
Im Jahre 2016 hat der Rat der Stadt Essen den Essener Kodex für gute Unternehmens- 

führung beschlossen. Der Kodex findet für die EBE seit dem Jahre 2019 Anwendung.   

 

Zur  frühzeitigen  Erkennung  und  Vermeidung  von  Risiken  wurde  vor  Jahren  ein   

Hinweisgeberportal  eingeführt,  dass  die  Möglichkeit  bietet,  bestimmte  Compliance-

Verstöße anonymisiert aufzuzeigen. Bei dem angebotenen Hinweisgebersystem handelt sich 

um eine internetbasierte Anwendung, die es Mitarbeitern, Kunden und Dritten ermöglicht, 

namentlich oder anonym entsprechende Hinweise zu geben.   

 

Im Jahre 2023 wurde eine Compliance-Richtlinie entwickelt und in Kraft gesetzt. Die EBE steht 

im Licht der Öffentlichkeit und verpflichtet sich gegenüber den Bürgern und Bürgerinnen der 

Stadt Essen, unseren Geschäftspartnern, den Behörden und Wettbewerbern und den Medien 

zur Einhaltung gesetzeskonformer Handlungen.  
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7. Prognosebericht 
 
Die abfallpolitischen  Anforderungen  und  Ziele  aus  dem  Kreislaufwirtschaftsgesetz,  der 

Gewerbeabfallverordnung, der Novellierung des Verpackungsgesetzes und der Verpackungs- 

verordnung sowie dem Abfallwirtschaftskonzept der Stadt Essen und der Sicherung der 

umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen stellen für die EBE wichtige Rahmen- 

bedingungen und Zielsetzungen dar.   

 

Um die Ziele, wie zum Beispiel die Erhöhung der Getrennterfassung von Wertstoffen, die 

getrennte Erfassung von Bioabfällen oder die Steigerung von Recyclingquoten zu erreichen, 

gilt es, auch weiterhin die Angebotspalette der EBE zu erweitern bzw. zu optimieren.   

 

Kerngeschäft der EBE wird auch weiterhin die Erfüllung des hoheitlichen Auftrages in der 

Abfallwirtschaft,  der  Straßenreinigung  und  des  Winterdienstes  sein.  Mit  dem  neuen 

Leistungsverzeichnis, dass seit Januar 2024 greift, verbessert die EBE noch einmal ihre 

Servicequalität, wenn es darum geht, Abfälle zu sammeln und zu entsorgen. Verkürzte 

Reaktions- und Wartezeiten beim Mängelmelder und der Sperrmüllsammlung, erweiterte 

Öffnungszeiten an den Höfen und Stationen sowie erweiterte Umfänge an Reinigungsflächen 

und Papierkorbsammlungen werden die Stadtsauberkeit spürbar erhöhen.    

 

Darüber hinaus wird die EBE weiterhin an dem neuen Standortkonzept für Recyclingstationen 

arbeiten. Danach ist vorgesehen, alle Stadtteile möglichst wohnortnah mit Recyclingstationen 

nach dem Vorbild der Station „Langenbergerstr.“ auszustatten. Für das Geschäftsjahr 2026 ist 

der Betrieb eines neuen Recyclinghofes in der Haus-Horl-Str. geplant.  

 

Um nicht zuletzt dem Umweltgedanken Rechnung zu tragen wurden bereits seit Jahren 

„alternative  Antriebstechniken“  wie  z.B.  Wasserstoff,  Erdgas,  oder  Elektro  geprüft  und 

getestet. Die EBE wird auch weiterhin verschiedene alternative Antriebe testen, um den 

Fuhrpark langfristig optimal aufstellen zu können und die CO2-Belastung zu reduzieren.   

 

Die Kosten der Papiersammlung sind unabhängig von den erzielten Vermarktungserlösen: 

Daher wirken sich Marktpreisveränderungen unmittelbar auf das Ergebnis der EBE aus. 

 

Die wirtschaftliche Entwicklung der Gesellschaft wird von der Geschäftsführung in Wirtschafts- 

und Finanzplänen abgebildet. Der Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2026 sowie die 

mittelfristige Finanzplanung für die Jahre 2026 bis 2030 wurde vom Aufsichtsrat und der 

Gesellschafterversammlung Ende des Jahres 2025 genehmigt.   

 

Für das Jahr 2026 sind Umsatzerlöse in Höhe von TEUR 122.928 und ein Jahresüberschuss 

nach Steuern in Höhe von TEUR 5.227 geplant. Hierbei wurde für die Kalkulation der 

Kraftstoffaufwendungen ein niedrigeres Preisniveau zugrunde gelegt, als es im bisherigen 

Jahresverlauf aufgrund der kriegerischen Auseinandersetzung im Iran tatsächlich eingetreten 

ist. Die anhaltend erhöhten Dieselpreise führen zu zusätzlichen Kraftstoffaufwendungen und 

belasten das Jahresergebnis entsprechend. 

 



  
 

 
 

 

Anlage 4/30

Sofern sich das aktuelle Preisniveau im weiteren Jahresverlauf fortsetzt und keine 

kompensierenden Maßnahmen oder gegenläufigen Effekte eintreten, ist gegenüber der 

Planung mit einem leichten Ergebnisrückgang zu rechnen. 

 

Die weitere Entwicklung bleibt maßgeblich von den Schwankungen auf den Energiemärkten 

und der daraus resultierenden Kraftstoffpreisentwicklung abhängig. 

 

Die Erhöhung der Umsätze im Vergleich zum Vorjahr resultiert im Wesentlichen aus der 

Anpassung der regelmäßigen Preisgleitklausel bezüglich der kommunalen Verträge mit der 

Stadt Essen.   

 

Für Investitionen sind für 2026 TEUR 17.879 geplant. Diese betreffen Investitionen in 

immaterielle Vermögensgegenstände in Höhe von TEUR 105, Sachanlageinvestitionen in 

Höhe von TEUR 13.039 und Investitionen für Recyclinghöfe in Höhe von TEUR 4.735.  Ein 

Teil der Investitionen sind Verschiebungen aus dem Vorjahr für Fahrzeuge in Höhe von  

TEUR 6.525 und dem Umzug des Kehrmaschinenwaschplatzes in Höhe von TEUR 1.700.   

 

In  Ermangelung weiterer alternativer geeigneter Flächen im Stadtgebiet ist beabsichtigt, den 

bestehenden Recyclinghof an der Lierfeldstraße sowie die Recyclingstation an der 

Pferdebahnstraße baulich und verkehrlich zu ertüchtigen. Hierfür muss unter anderem auch 

der Kehrmaschinenwaschplatz auf die andere Straßenseite verlegt werden. 

  

Für die mittelfristige Finanzplanung 2026 bis 2030 wurden Jahresüberschüsse zwischen 

TEUR 5.227 (2026) und TEUR 5.904 (2030) geplant.  

8.  Essener Kodex für gute Unternehmensführung 
 
Die entsprechende Erklärung zum Essener Kodex für gute Unternehmensführung für die 

Entsorgungsbetriebe Essen GmbH wird auf der Internetseite der „EBE“ veröffentlicht. 
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9. Weitere Vorgänge  
 
Wegen kartellrechtswidriger Absprachen von Lastkraftwagenherstellern hat die Gesellschaft 

ein Klageverfahren auf Schadensersatz gegen die Kartellanten eingeleitet. Das Klage-

verfahren ist weiterhin anhängig. 

 

 

Die Geschäftsführung dankt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für Ihren Einsatz im 

Geschäftsjahr 2025 und allen Kunden für das entgegengebrachte Vertrauen.  

 
 
Essen, 29. Mai 2026 
 
Entsorgungsbetriebe Essen GmbH 
 
 
 
Ulrich W. Husemann Karsten Woidtke  
Geschäftsführer Geschäftsführer 
 



1. Geltungsbereich
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschrieben ist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene
Rechnung zu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung,
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden,
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers,
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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